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BETREFF Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung; 

 Änderung der VV zu §§ 4, 7, 8, 9, 17, 21, 24, 34, 36 - 38, 41, 45 - 47, 49, 50, 54, 58, 59,  
61, 63, 65, 68, 105 und 119 BHO 

ANLAGEN 1 

GZ II A 3 - H 1005/07/0002 
DOK 2012/0864353 

  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Nach § 5 Bundeshaushaltsordnung (BHO) werden hiermit die beigefügten Allgemeinen Ver-

waltungsvorschriften zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Bundes-

haushaltsordnung (VV-BHO) erlassen. Das Inkrafttreten ergibt sich aus Abschnitt II der 

beigefügten Allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

 

Die Änderungen betreffen die Verwaltungsvorschriften zu §§ 4, 7, 8, 9, 17, 21, 24, 34, 

36 - 38, 41, 45 - 47, 49, 50, 54, 58, 59, 61, 63, 65, 68, 105 und 119 BHO. Sie beinhalten vor-

rangig redaktionelle Anpassungen. Zur besseren Übersichtlichkeit werden die betroffenen 

Verwaltungsvorschriften neu gefasst. Anlagen zu den Verwaltungsvorschriften sind von den 

Änderungen nicht betroffen und bleiben weiterhin in Kraft. 

 

Besonders hingewiesen wird auf die inhaltlich neugefassten Verwaltungsvorschriften zum 

Interessenbekundungsverfahren nach § 7 Absatz 2 Satz 2 BHO sowie auf die Neufassung 

meines Rundschreibens zum Interessenbekundungsverfahren vom heutigen Tage. 
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Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens der Änderungen der VV ersetzen diese die 

 

 VV zu den §§ 4, 7, 8, 9, 17, 21, 24, 36 - 38, 41, 45 - 47, 49, 50, 54, 58,  61, 63, 65, 68, 
105 und 119 BHO in der Fassung vom 16. Mai 2001 (GMBl. 2001, S. 305) aus 
meinem Rundschreiben vom 14. März 2001, 

 VV zu § 34 BHO in der Fassung vom 16. Mai 2001 (GMBl. 2001, S. 305), zuletzt 
geändert durch  Rundschreiben vom 18. Dezember 2006 (GMBl. 2007, S. 74) 

 VV zu § 59 BHO in der Fassung vom 16. Mai 2001 (GMBl. 2001, S. 305), zuletzt 
geändert durch  Rundschreiben vom 18. Dezember 2006 (GMBl. 2007, S. 74) 

 

Beigefügt übersende ich die Neufassung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften Nrn. zu 

§§ 4, 7, 8, 9, 17, 21, 24, 34, 36 - 38, 41, 45-47, 49, 50, 54, 58, 59, 61, 63, 65, 68, 105 und 119 

BHO.  

 

Das Rundschreiben nebst Anlagen wird in Kürze im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffent-

licht und in die elektronische Vorschriftensammlung der Bundes-Finanzverwaltung (E-VSF) 

eingestellt. 

 

Im Auftrag 

Mießen 
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Anlage 

zum BMF-Rundschreiben 

vom 24. September 2012 

II A 3 - H 1005/07/0002 

 

 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der  

Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung 

(VV-BHO) 

 

 

Nach § 5 der Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1284), der durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3251) neu gefasst worden ist, 

erlässt das Bundesministerium der Finanzen folgende Allgemeine Verwaltungsvorschrift: 

 

I. 

 

Die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur BHO werden wie folgt geändert: 

 

1. Die Verwaltungsvorschrift zu § 4 BHO entfällt. 
 

2. Die Verwaltungsvorschrift zu § 7 BHO wird wie folgt gefasst: 
„Zu § 7 (Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung): 

1 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 

Die Ausrichtung jeglichen Verwaltungshandelns nach dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit soll die bestmögliche Nutzung von Ressourcen bewirken. 
Damit gehört zur Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit auch die 
Prüfung, ob eine Aufgabe durchgeführt werden muss und ob sie durch die 
staatliche Stelle durchgeführt werden muss. 

Nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist die günstigste Relation 
zwischen dem verfolgten Zweck und den einzusetzenden Mitteln (Ressourcen) 
anzustreben. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit umfasst das Sparsamkeits- 
und das Ergiebigkeitsprinzip. Das Sparsamkeitsprinzip (Minimalprinzip) 
verlangt, ein bestimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Mitteleinsatz zu 
erzielen. Das Ergiebigkeitsprinzip (Maximalprinzip) verlangt, mit einem 
bestimmten Mitteleinsatz das bestmögliche Ergebnis zu erzielen. Bei der 
Ausführung des Haushaltsplans, der in aller Regel die Aufgaben (Ergebnis, 
Ziele) bereits formuliert, steht der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit in seiner 
Ausprägung als Sparsamkeitsprinzip im Vordergrund. 
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die Einnahmen und Ausgaben des Bundeshaushaltes unmittelbar oder mittelbar 
beeinflussen, zu beachten. Dies betrifft sowohl Maßnahmen, die nach 
einzelwirtschaftlichen Kriterien (z.B. Beschaffungen für den eigenen 
Verwaltungsbereich und Organisationsänderungen in der eigenen Verwaltung) 
als auch Maßnahmen, die nach gesamtwirtschaftlichen Kriterien (z.B. 
Investitionsvorhaben im Verkehrsbereich, Subventionen und Maßnahmen der 
Sozial- und Steuerpolitik) zu beurteilen sind. Unter die Maßnahmen fallen auch 
Gesetzgebungsvorhaben. 

2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind Instrumente zur Umsetzung des 
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit. Es ist zwischen einzel- und 
gesamtwirtschaftlichen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu unterscheiden. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind bei allen finanzwirksamen 
Maßnahmen durchzuführen. Sie sind daher bei der Planung neuer Maßnahmen 
einschließlich der Änderung bereits laufender Maßnahmen (Planungsphase) 
sowie während der Durchführung (im Rahmen einer begleitenden 
Erfolgskontrolle) und nach Abschluss von Maßnahmen (im Rahmen einer 
abschließenden Erfolgskontrolle) vorzunehmen. 

2.1 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Planungsinstrument 

Die Planungsphase bildet die Grundlage für die begleitenden und 
abschließenden Erfolgskontrollen. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen müssen mindestens Aussagen zu folgenden 
Teilaspekten enthalten: 

- Analyse der Ausgangslage und des Handlungsbedarfs, 

- Ziele, Prioritätsvorstellungen und mögliche Zielkonflikte, 

- relevante Lösungsmöglichkeiten und methodenabhängig die damit 
verbundenen Einnahmen und Ausgaben bzw. deren Nutzen und Kosten 
(einschl. Folgekosten), auch soweit sie nicht in Geld auszudrücken sind, 

- finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt, 

- Eignung der einzelnen Lösungsmöglichkeiten zur Erreichung der Ziele 
unter Einbeziehung der rechtlichen, organisatorischen und personellen 
Rahmenbedingungen unter Berücksichtigung der Risiken und der 
Risikoverteilung, 

- Zeitplan für die Durchführung der Maßnahme, 

- Kriterien und Verfahren für Erfolgskontrollen (vgl. Nr. 2.2). 
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finanziellen Gründen nicht in vollem Umfang zu verwirklichen, so ist zu 
prüfen, ob das erreichbare Teilziel den Einsatz von Mitteln überhaupt 
rechtfertigt und ob die geplante Maßnahme besser zu einem späteren Zeitpunkt 
durchgeführt werden sollte. 

Besteht für den Erwerb oder die Nutzung von Vermögensgegenständen eine 
Wahlmöglichkeit zwischen Kauf-, Miet-, Leasing-, Mietkauf- und ähnlichen 
Verträgen, so ist vor dem Vertragsabschluss zu prüfen, welche Vertragsart für 
die Verwaltung am wirtschaftlichsten ist. Ein Mangel an Haushaltsmitteln darf 
nicht dazu führen, dass nicht die wirtschaftlichste Beschaffung (ggf. auch 
durch die Verwaltung selbst), sondern eine alternative Beschaffung 
vorgenommen wird (z.B. Begründung eines Dauerschuldverhältnisses statt 
Kauf). 

2.2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Instrument der Erfolgskontrolle 

Die Erfolgskontrolle ist ein systematisches Prüfungsverfahren. Sie dient dazu, 
während der Durchführung (begleitende Erfolgskontrolle) und nach Abschluss 
(abschließende Erfolgskontrolle) einer Maßnahme ausgehend von der Planung 
festzustellen, ob und in welchem Ausmaß die angestrebten Ziele erreicht 
wurden, ob die Maßnahme ursächlich für die Zielerreichung war und ob die 
Maßnahme wirtschaftlich war. Erfolgskontrollen sollen auch dazu führen, dass 
Bedarfe und Möglichkeiten des Um- bzw. Nachsteuerns rechtzeitig erkannt 
werden. 

Bei Maßnahmen, die sich über mehr als zwei Jahre erstrecken, und in sonstigen 
geeigneten Fällen sind nach individuell festzulegenden Zeiträumen oder zu 
Zeitpunkten, an denen abgrenzbare Ergebnisse oder Teilrealisierungen einer 
Maßnahme zu erwarten sind, begleitende Erfolgskontrollen durchzuführen. Sie 
liefern vor dem Hintergrund zwischenzeitlich eingetretener ökonomischer, 
gesellschaftlicher und technischer Veränderungen die notwendigen 
Informationen für die Entscheidung, ob und wie die Maßnahme fortgeführt 
werden soll. 

Von der begleitenden Erfolgskontrolle ist die laufende Beobachtung 
(Monitoring) zu unterscheiden. Im Gegensatz zum systematisch angelegten 
umfassenden Prüfungsverfahren der Erfolgskontrolle ist sie eine fortlaufende 
gezielte Sammlung und Auswertung von Hinweisen und Daten zur 
ergänzenden Beurteilung der Entwicklung einer Maßnahme. 

Alle Maßnahmen sind nach ihrer Beendigung einer abschließenden 
Erfolgskontrolle zu unterziehen. 

Methodisch besteht zwischen begleitender und abschließender Erfolgskontrolle 
kein Unterschied.  
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Die Erfolgskontrolle umfasst grundsätzlich folgende Untersuchungen: 

- Zielerreichungskontrolle 

Mit der Zielerreichungskontrolle wird durch einen Vergleich der 
geplanten Ziele mit der tatsächlich erreichten Zielrealisierung (Soll-Ist-
Vergleich) festgestellt, welcher Zielerreichungsgrad zum Zeitpunkt der 
Erfolgskontrolle gegeben ist. Sie bildet gleichzeitig den Ausgangspunkt 
von Überlegungen, ob die vorgegebenen Ziele nach wie vor Bestand 
haben. 

- Wirkungskontrolle 

Im Wege der Wirkungskontrolle wird ermittelt, ob die Maßnahme für 
die Zielerreichung geeignet und ursächlich war. Hierbei sind alle 
beabsichtigten und unbeabsichtigten Auswirkungen der durchgeführten 
Maßnahme zu ermitteln. 

- Wirtschaftlichkeitskontrolle 

Mit der Wirtschaftlichkeitskontrolle wird untersucht, ob der Vollzug 
der Maßnahme im Hinblick auf den Ressourcenverbrauch wirtschaftlich 
war (Vollzugswirtschaftlichkeit) und ob die Maßnahme im Hinblick auf 
übergeordnete Zielsetzungen insgesamt wirtschaftlich war 
(Maßnahmenwirtschaftlichkeit). 

Erfolgskontrollen sind auch durchzuführen, wenn die Dokumentation in der 
Planungsphase unzureichend war. In diesem Fall sind die benötigten 
Informationen nachträglich zu beschaffen. 

2.3 Methoden (Verfahren) der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen *) 

*) Anmerkung: Vgl. Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 
Anlage zum Rundschreiben des BMF vom 12. Januar 2011 - II A 3 - H 1012-10/08/10004 - 
(GMBl 2011, S. 76ff). 

2.3.1 Allgemeines 

Bei der Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ist die nach den 
Erfordernissen des Einzelfalls einfachste und wirtschaftlichste Methode 
anzuwenden. Zur Verfügung stehen einzelwirtschaftlich und 
gesamtwirtschaftlich orientierte Verfahren. Welches Verfahren anzuwenden 
ist, bestimmt sich nach der Art der Maßnahme, dem mit ihr verfolgten Zweck 
und den mit der Maßnahme verbundenen Auswirkungen. 

Gesamtwirtschaftlich orientierte Verfahren sind für alle Maßnahmen mit 
erheblichen gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen geeignet. 
Einzelwirtschaftlich orientierte Verfahren sind geeignet für Maßnahmen, die 
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Behörde) beziehen. 

2.3.2 Einzelwirtschaftliche Verfahren 

Für Maßnahmen mit nur geringen und damit zu vernachlässigenden 
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen sind grundsätzlich die 
finanzmathematischen Methoden der Investitionsrechnung 
(Kapitalwertmethode) zu verwenden. Nicht monetär fassbare Einflussfaktoren 
können durch eine Nutzwertanalyse berücksichtigt werden. 

Für Maßnahmen mit nur geringer finanzieller Bedeutung ohne langfristige 
Auswirkungen können auch Hilfsverfahren (z.B. Kostenvergleichsrechnungen, 
Angebotsvergleiche) durchgeführt werden. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung selbst, 
d.h. der Umfang sowie der Erstellungsaufwand, in einem angemessenen 
Verhältnis zur finanzwirksamen Maßnahme steht. 

2.3.3 Gesamtwirtschaftliche Verfahren 

Für Maßnahmen, die nicht zu vernachlässigende gesamtwirtschaftliche 
Auswirkungen haben, sind gesamtwirtschaftliche 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (z.B. Kosten-Nutzen-Analyse) 
durchzuführen. 

2.4 Verfahrensvorschriften 

2.4.1 Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind grundsätzlich von der 
Organisationseinheit durchzuführen, die mit der Maßnahme befasst ist. 

2.4.2 Alle Arbeitsschritte einschl. Annahmen, Datenherkunft und Ergebnis der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sind nachvollziehbar zu dokumentieren und 
zu den Akten zu nehmen. Bei Maßnahmen mit nur geringer finanzieller 
Bedeutung kann von diesem Dokumentationsumfang abgesehen werden. 

2.4.3 Zu den Unterlagen nach § 24 gehören auch Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen.  

2.4.4 Die oder der Beauftragte für den Haushalt entscheidet, über welche 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sie oder er zu unterrichten ist. Sie oder er 
kann sich an den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen beteiligen und die 
Berücksichtigung einer Maßnahme bei der Aufstellung der Voranschläge und 
bei der Ausführung des Haushaltsplans von der Vorlage von 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen abhängig machen. 

3 Interessenbekundungsverfahren *) 

*) Anmerkung: Zur Durchführung des Interessenbekundungsverfahrens vgl. Rundschreiben 
des BMF vom 24. September 2012 - II A 3 - H 1005/07/10002 - (GMBl 2012, S. 1190). 
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darzulegen, ob und inwieweit sie staatliche Aufgaben oder öffentlichen 
Zwecken dienende wirtschaftliche Tätigkeiten nicht ebenso gut oder besser 
erbringen können (Interessenbekundungsverfahren). 

Ein Interessenbekundungsverfahren kommt bei der Planung neuer und der 
Überprüfung bestehender Maßnahmen oder Einrichtungen in Betracht. Es 
ermöglicht eine Erkundung des Marktes nach wettbewerblichen Grundsätzen 
(d.h.: Beachtung von Transparenz, Nichtdiskriminierung, Gleichbehandlung). 

Das Ergebnis des Interessenbekundungsverfahrens ist im Rahmen einer 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit den sich bietenden staatlichen Lösungs-
möglichkeiten zu vergleichen, um eine wirtschaftliche Bewertung zu 
gewährleisten.  

Wenn sich danach ergibt, dass eine private Lösung voraussichtlich 
wirtschaftlich ist, ist ein Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge unter 
Berücksichtigung der Erkenntnisse des Interessenbekundungsverfahrens 
vorzusehen. Das Vergabeverfahren - im Gegensatz zum unverbindlichen 
Interessenbekundungsverfahren - endet grundsätzlich mit einer Entscheidung 
über Zuschlagserteilung oder Aufhebung. Das Interessenbekundungsverfahren 
ersetzt nicht das Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge, insbesondere 
nicht die im Vergaberecht vorgesehenen Teilnahmewettbewerbe.  

Ein Absehen von der Öffentlichen Ausschreibung bzw. dem Offenen 
Verfahren ist auch nach Durchführung eines Interessenbekundungsverfahrens 
nur nach den in den Vergaberegeln vorgesehenen Ausnahmen zulässig. 

4 Kosten- und Leistungsrechnung 

Dauerhafte Aufgabe der öffentlichen Verwaltung ist es, das Verhältnis von 
Kosten und Leistungen bei der Aufgabenwahrnehmung zu verbessern. 
Grundlage dafür ist die Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung 
gemäß der Standard-KLR *). 

*) Anmerkung: VSF H 90 01 

Die mit der Kosten- und Leistungsrechnung erzielten Ergebnisse machen 
entstandene Kosten und erbrachte Leistungen transparent. Ebenso wird eine 
wirksame Planung, Steuerung und Kontrolle ermöglicht. Auch die 
Haushaltsplanung und -ausführung kann durch die Kosten- und 
Leistungsrechnung unterstützt werden. Ebenso ist durch Informationen der 
Kosten- und Leistungsrechnung eine Ermittlung von kostendeckenden 
Gebühren und Entgelten realisierbar.“ 
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3. Die Verwaltungsvorschriften zu § 8 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 8 (Grundsatz der Gesamtdeckung): 

1.1 Eine Beschränkung bestimmter Einnahmen auf die Verwendung für bestimmte 
Zwecke (Zweckbindung) durch Gesetz liegt nur vor, wenn im Gesetz eine 
Zweckbindung ausdrücklich vorgeschrieben ist. Die Zweckbindung ist in den 
Erläuterungen kenntlich zu machen (§ 17 Abs. 3). 

1.2 Bei einer Zweckbindung dürfen Ausgaben bis zur Höhe der zweckgebundenen 
Einnahmen geleistet werden. 

1.3 Hat die für den Einzelplan zuständige Stelle über die Annahme von Mitteln 
entschieden, die dem Bund von Dritten zweckgebunden zur Verfügung gestellt 
werden, und sind im Haushaltsplan hierfür keine Titel vorgesehen, so sind die 
Mittel wie außerplanmäßige Einnahmen und Ausgaben zu behandeln und mit 
korrespondierenden Zweckbindungsvermerken zu versehen. Ist mit der 
Annahme dieser Mittel der Einsatz von Haushaltsmitteln des Bundes 
verbunden oder entstehen Folgekosten für den Bundeshaushalt, so dürfen die 
zweckgebunden zur Verfügung gestellten Mittel nur unter dem Vorbehalt 
angenommen werden, dass die Ausgabemittel zur Verfügung stehen oder 
gestellt werden.  

Handelt es sich um sog. Durchlaufspenden, so sind für sie Titel der 
Obergruppen 38 und 98 vorzusehen. 

2 Verstärkung 

Können überplanmäßige Einnahmen eingehen, ist eine Verwendung dieser 
Einnahmen für bestimmte Ausgaben durch Ausbringung eines 
Haushaltsvermerks zulässig. Dies gilt insbesondere wenn hierdurch Anreize 
zur Erzielung von Mehreinnahmen verstärkt werden oder ein 
Sachzusammenhang zwischen den Einnahmen und den Ausgaben besteht.“ 

 

4. Die Verwaltungsvorschriften zu § 9 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 9 (Beauftragter für den Haushalt): 

1 Bestellung der oder des Beauftragten für den Haushalt 

1.1 Bei obersten Bundesbehörden ist die oder der Beauftragte für den Haushalt die 
Leiterin oder der Leiter des Haushaltsreferats. Wenn es der Geschäftsumfang 
erfordert, kann eine Haushaltsabteilung, -unterabteilung oder -gruppe gebildet 
werden, deren Leiterin oder Leiter und zugehörige Referatsleiterinnen und 
Referatsleiter für das ihnen zugewiesene Sachgebiet die Aufgabe der oder des 
Beauftragten für den Haushalt in eigener Verantwortung wahrnehmen; die  
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Referatsleiterinnen und Referatsleiter sind an Weisungen der Leiterin oder des 
Leiters der Haushaltsabteilung, -unterabteilung oder -gruppe gebunden. 

1.2 Die obersten Bundesbehörden bestimmen, in welchen Dienststellen ihres 
Geschäftsbereichs die Leiterinnen bzw. Leiter die Aufgabe der oder des 
Beauftragten für den Haushalt nicht selbst wahrnehmen. In diesen Fällen ist für 
diese Aufgabe die oder der für Haushaltsangelegenheiten zuständige 
Beschäftigte oder eine bzw. einer der Vorgesetzten zu bestellen. 

1.3 Die oder der Beauftragte für den Haushalt wird von der Leiterin oder dem 
Leiter der Dienststelle bestellt. In den in Nr. 1.1 Satz 2 genannten Fällen sind 
die Leiterin oder der Leiter der Haushaltsabteilung, -unterabteilung oder  
-gruppe sowie die Referatsleiterinnen bzw. Referatsleiter jeweils für ihr 
Sachgebiet zu bestellen. Die oder der Beauftragte für den Haushalt ist der 
Leiterin oder dem Leiter der Dienststelle unmittelbar zu unterstellen. Bei 
obersten Bundesbehörden kann die oder der Beauftragte für den Haushalt deren 
oder dessen Vertreterin oder Vertreter oder in Ausnahmefällen einer sonstigen 
Vorgesetzten oder einem sonstigen Vorgesetzten unterstellt werden; das 
Widerspruchsrecht nach Nr. 5.4 bleibt unberührt. Die Bestellung zur oder zum 
Beauftragten für den Haushalt ist der zuständigen Bundeskasse mitzuteilen. 

2 Aufstellung der Unterlagen für die Finanzplanung und den Entwurf des 
Haushaltsplans 

Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat 

2.1 im Hinblick auf die Finanzplanung bereits an der Aufgabenplanung 
mitzuwirken, 

2.2 dafür zu sorgen, dass die Beiträge zu den Unterlagen für die Finanzplanung 
und den Entwurf des Haushaltsplans (Voranschläge) nach Form und Inhalt 
richtig aufgestellt und rechtzeitig vorgelegt werden, 

2.3 zu prüfen, ob alle zu erwartenden Einnahmen, alle voraussichtlich zu 
leistenden Ausgaben und alle voraussichtlich benötigten 
Verpflichtungsermächtigungen sowie alle notwendigen Planstellen und 
anderen Stellen in den Voranschlag aufgenommen worden sind; soweit die 
Beträge nicht genau errechnet werden können, haben sie für eine möglichst 
zutreffende Schätzung zu sorgen; dies gilt auch für die Fälle des § 26, 

2.4 insbesondere zu prüfen, ob die Anforderungen an Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen sowie an Planstellen und anderen Stellen dem 
Grunde und der Höhe nach zu dem vorgesehenen Zeitpunkt notwendig sind, 

2.5 die Voranschläge gegenüber der Stelle zu vertreten, für die sie bestimmt sind. 

3 Ausführung des Haushaltsplans 
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3.1.1 Die oder der Beauftragte für den Haushalt kann, soweit es sachdienlich ist, die 
Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen, Planstellen und 
anderen Stellen des von ihr oder ihm bewirtschafteten Einzelplans oder der von 
ihr oder ihm bewirtschafteten Teile eines Einzelplans anderen Beschäftigten 
der Dienststelle (Titelverwalter) oder anderen Dienststellen zur 
Bewirtschaftung übertragen. Die oder der Beauftragte für den Haushalt kann 
diese Befugnis auf die nach Satz 1 Beauftragten delegieren; in diesem Falle 
wirkt sie oder er bei der Übertragung mit, soweit sie oder er nicht darauf 
verzichtet. Die Übertragung der Bewirtschaftung der Einnahmen, Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen und der Nachweis darüber, erfolgt im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes. Über die zur Bewirtschaftung übertragenen Planstellen und Stellen 
ist ein besonderer Nachweis zu führen. 

3.1.2 Bei der Bewirtschaftung von Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen durch die nach Nr. 3.1.1 Beauftragten hat die oder der 
Beauftragte für den Haushalt bei allen wichtigen Haushaltsangelegenheiten, 
insbesondere 

3.1.2.1  bei Anforderung weiterer Ausgabemittel, 

3.1.2.2  bei über- und außerplanmäßigen Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen, 

3.1.2.3  bei der Gewährung von Zuwendungen, 

3.1.2.4  beim Abschluss von Verträgen - auch für laufende Geschäfte -, insbesondere 
der Verträge, die zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren oder zu über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben führen können, 

3.1.2.5  bei der Änderung von Verträgen und bei Vergleichen, 

3.1.2.6  bei Stundung, Niederschlagung und Erlass sowie 

3.1.2.7  bei Abweichung von den in § 24 bezeichneten Unterlagen  

mitzuwirken, soweit sie oder er nicht darauf verzichtet. 

3.1.3 Die nach Nr. 3.1.1 Beauftragten sind berechtigt, Anordnungen gegenüber der 
Bundeskasse zu erteilen, soweit die oder der Beauftragte für den Haushalt 
nichts anderes bestimmt. 

3.2  Verteilung der Einnahmen, Ausgaben usw. 

Die oder der Beauftragte für den Haushalt verteilt die Einnahmen, Ausgaben, 
Verpflichtungsermächtigungen, Planstellen und anderen Stellen, die sie oder er 
weder selbst bewirtschaftet noch zur Bewirtschaftung nach Nr. 3.1.1 
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Haushalt kann diese Befugnis auf die nach Nr. 3.1.1 Beauftragten delegieren; 
in diesem Falle wirkt die oder der Beauftragte für den Haushalt bei der 
Verteilung mit, soweit sie oder er nicht darauf verzichtet. Die Verteilung der 
Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen und der Nachweis 
darüber erfolgt im automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen des Bundes. Über die verteilten Planstellen und Stellen ist ein 
besonderer Nachweis zu führen. 

3.3 Weitere Aufgaben 

3.3.1 Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat darüber zu wachen, dass die 
Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen sowie die 
Planstellen und anderen Stellen nach den für die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätzen bewirtschaftet 
werden. Sie oder er hat insbesondere darauf hinzuwirken, dass die Einnahmen 
rechtzeitig und vollständig erhoben werden, die zugewiesenen Ausgaben nicht 
überschritten werden und der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit beachtet wird. 
Sie oder er hat bei dem Wegfall und der Umsetzung von Mitteln, Planstellen 
und anderen Stellen sowie bei der Umwandlung von Planstellen und anderen 
Stellen mitzuwirken. 

3.3.2 Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat darauf hinzuwirken, dass die 
Bestimmungen der Bundeshaushaltsordnung, die eine Zustimmung, Anhörung 
oder Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften, des zuständigen 
Bundesministeriums, des Bundesministeriums der Finanzen oder des 
Bundesrechnungshofs vorsehen, eingehalten und die erforderlichen Unterlagen 
rechtzeitig beigebracht werden. 

3.3.3 Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat dafür zu sorgen, dass die 
Meldungen über die Einzahlungen und Auszahlungen gem. VV zu § 43 BHO 
erfolgen. 

3.3.4 Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat dafür zu sorgen, dass der 
Nachweis über die zur Bewirtschaftung übertragenen (Nr. 3.1.1) und die 
verteilten (Nr. 3.2) Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen, 
Planstellen und anderen Stellen und dass die Nachweisungen zur 
Stellenüberwachung und die Aufzeichnungen über die Besetzung der Stellen 
sowie die sonst vorgeschriebenen Nachweise und Listen ordnungsgemäß 
geführt werden. Sie oder er hat darauf hinzuwirken, dass die begründenden 
Unterlagen zur Kassenanordnung bestimmungsgemäß aufbewahrt werden. 

3.3.5 Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat beim Jahresabschluss 
festzustellen, in welcher Höhe übertragbare Ausgaben des Haushaltsplans nicht 
geleistet worden sind, und zu entscheiden, ob und in welcher Höhe 
Ausgabereste gebildet werden sollen; sie oder er hat ferner die Unterlagen zur 
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des Bundesrechnungshofs zu erledigen oder, wenn sie oder er die Bearbeitung 
einer anderen Stelle übertragen hat, an der Erledigung mitzuwirken. 

3.3.6 Ergeben sich bei der Ausführung des Haushaltsplans haushaltsrechtliche 
Zweifel, ist die Entscheidung der oder des Beauftragten für den Haushalt 
einzuholen. 

4 Mitwirkung bei Maßnahmen von finanzieller Bedeutung 

Maßnahmen von finanzieller Bedeutung im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 2, bei 
denen die oder der Beauftragte für den Haushalt zu beteiligen ist, sind alle 
Vorhaben, insbesondere auch solche organisatorischer und 
verwaltungstechnischer Art, die sich unmittelbar oder mittelbar auf Einnahmen 
oder Ausgaben auswirken können. Hierzu gehören auch Erklärungen 
gegenüber Dritten, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können. 
Die oder der Beauftragte für den Haushalt ist möglichst frühzeitig zu 
beteiligen. 

5 Allgemeine Bestimmungen 

5.1 Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat bei der Wahrnehmung ihrer bzw. 
seiner Aufgaben auch die Gesamtbelange des Bundeshaushalts zur Geltung zu 
bringen und den finanz- und gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen Rechnung 
zu tragen. 

5.2 Unterlagen, die die oder der Beauftragte für den Haushalt zur Erfüllung ihrer 
bzw. seiner Aufgaben für erforderlich hält, sind ihr bzw. ihm auf Verlangen 
vorzulegen oder innerhalb einer von ihr bzw. ihm zu bestimmenden Frist zu 
übersenden. Ihr bzw. ihm sind die erbetenen Auskünfte zu erteilen. 

5.3 Schriftverkehr, Verhandlungen und Besprechungen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesrechnungshof sind durch die 
oder den Beauftragten für den Haushalt zu führen, soweit sie oder er nicht 
darauf verzichtet. Im Übrigen ist die oder der Beauftragte für den Haushalt zu 
beteiligen. 

5.4 Die oder der Beauftragte für den Haushalt kann bei der Ausführung des 
Haushaltsplans oder bei Maßnahmen im Sinne von Nr. 4 Widerspruch erheben. 

5.4.1 Widerspricht die oder der Beauftragte für den Haushalt bei einer obersten 
Bundesbehörde einem Vorhaben, so darf dieses nur auf ausdrückliche Weisung 
der Leiterin oder des Leiters der Behörde oder ihrer ständigen Vertreterin oder 
ihres ständigen Vertreters bzw. seiner ständigen Vertreterin oder seines 
ständigen Vertreters weiterverfolgt werden. 

5.4.2 Widerspricht die oder der Beauftragte für den Haushalt bei einer anderen 
Dienststelle des Geschäftsbereichs einem Vorhaben und tritt dem die Leiterin 
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Dienststelle einzuholen. In dringenden Fällen kann das Vorhaben auf 
schriftliche Weisung der Leiterin oder des Leiters der Dienststelle begonnen 
oder ausgeführt werden, wenn die Entscheidung der nächsthöheren Dienststelle 
nicht ohne Nachteil für den Bund abgewartet werden kann. Die getroffene 
Maßnahme ist der nächsthöheren Dienststelle unverzüglich anzuzeigen.“ 

 

5. Die Verwaltungsvorschriften zu § 17 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 17 (Einzelveranschlagung, Erläuterungen, Planstellen): 

1 Einzelveranschlagung 

1.1 Die Veranschlagung der Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen richtet sich nach den Verwaltungsvorschriften zur 
Haushaltssystematik des Bundes (VV-HB) und dem jeweiligen Rundschreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen über die Aufstellung der Voranschläge. 

1.2 Bei der Abgrenzung des Entstehungsgrundes für die Einnahmen und der 
Zwecke für die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen ist von der 
Gruppierung des Gruppierungsplans auszugehen. Der Zweck einer Ausgabe 
oder einer Verpflichtungsermächtigung wird durch das Ziel bestimmt, das 
durch die Ausgabe oder Verpflichtungsermächtigung erreicht werden soll. 
Verschiedene Zwecke können auch im Rahmen derselben Maßnahme 
verwirklicht werden. 

1.3 Zweckgebundene Einnahmen und die daraus zu leistenden Ausgaben sind in 
der Regel getrennt von anderen Einnahmen und Ausgaben zu veranschlagen. 

2 Erläuterungen 

2.1 Erläuterungen sind auf das sachlich Notwendige zu begrenzen. Soweit das 
Verständnis nicht leidet, kann hierbei auf Erläuterungen an anderer Stelle des 
Haushaltsplans verwiesen werden. 

2.2 Sind Erläuterungen oder Teile von Erläuterungen zur Bewirtschaftung 
unerlässlich, so sind die Erläuterungen oder die entsprechenden Teile der 
Erläuterungen durch Haushaltsvermerk für verbindlich zu erklären. 

3 Zweckgebundene Einnahmen und die dazugehörigen Ausgaben 

Eine Zweckbindung im Haushaltsplan ist durch Haushaltsvermerk, eine 
Zweckbindung durch Gesetz ist in den Erläuterungen kenntlich zu machen 
(§ 8). 
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4 Planstellen und andere Stellen 

4.1 Planstellen 

Planstellen dürfen nur mit solchen Amtsbezeichnungen ausgebracht werden, 
die in den als Anlagen zum Bundesbesoldungsgesetz enthaltenen 
Besoldungsordnungen festgelegt oder durch die Bundespräsidentin oder den 
Bundespräsidenten festgesetzt worden sind. Sofern eine Amtsbezeichnung 
noch nicht vorhanden ist, ist bei der entsprechenden Planstelle der Vermerk 
»Amtsbezeichnung vorbehalten« auszubringen. 

Die ausgebrachten Planstellen bilden den Stellenplan für planmäßige 
Beamtinnen und Beamte; er ist verbindlich, soweit nicht durch 
Haushaltsgesetz, Haushaltsplan oder die Verwaltungsvorschriften zur 
Bundeshaushaltsordnung etwas anderes bestimmt oder zugelassen ist. 

4.2 Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Die Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind in den 
Erläuterungen nach Entgeltgruppen darzustellen. 

4.3 Leerstellen 

Leerstellen für Beamtinnen und Beamte sind im Haushaltsplan nach 
Besoldungsgruppen und Amtsbezeichnungen gesondert von den übrigen 
Planstellen auszubringen. Entsprechend ist bei Leerstellen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu verfahren. Für Leerstellen sind keine 
Ausgaben zu veranschlagen. Leerstellen können insbesondere für ohne 
Dienstbezüge beurlaubte oder zu einer Stelle außerhalb der Bundesverwaltung 
abgeordnete Beamtinnen und Beamte oder Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ausgebracht werden. Soll eine Leerstelle nicht an die Person 
gebunden sein, ist dies im Haushaltsplan besonders zu vermerken. Nicht an die 
Person gebundene Leerstellen dürfen nur zu dem in den Erläuterungen zu den 
Titeln 422.1 und 428.1 angegebenen Zweck in Anspruch genommen werden, 
die Erläuterungen sind insoweit für verbindlich zu erklären. 

4.4 Ausbringung von Planstellen und Stellen 

4.4.1 Planstellen dürfen nur ausgebracht werden, soweit sie unter Anwendung 
angemessener Methoden der Personalbedarfsermittlung sachgerecht und 
nachvollziehbar begründet sind. Die sachgerechte Begründung der im 
Haushaltsplan genehmigten Planstellen ist bei gegebenem Anlass, im Übrigen 
regelmäßig zu überprüfen. Kann ein Mehrbedarf an Planstellen durch 
Rationalisierungsmaßnahmen oder auf andere Weise nicht aufgefangen 
werden, so ist zu prüfen, ob und inwieweit durch die Übertragung von 
Planstellen aus anderen Kapiteln oder die Umwandlung von Planstellen der 
zusätzliche Bedarf befriedigt werden kann. 
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Innern ein Handbuch herausgegeben worden. 

4.4.2 Planstellen, die entbehrlich sind oder nicht nur vorübergehend nicht besetzt 
werden können und für die auch eine Umsetzung nicht in Betracht kommt, 
dürfen im Haushaltsplan für das nächste Haushaltsjahr nicht wieder 
ausgebracht werden (vgl. auch §§ 21 und 47 und die VV dazu). 

4.4.3 Die Nrn. 4.4.1 und 4.4.2 sind auf Stellen entsprechend anzuwenden.“ 
 

6. Die Verwaltungsvorschriften zu § 21 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 21 (Wegfall- und Umwandlungsvermerke): 

1 Planstellen, die als künftig wegfallend bezeichnet werden sollen, erhalten den 
Vermerk »kw«. 

2 Planstellen, die als künftig umzuwandeln bezeichnet werden sollen, erhalten 
den Vermerk »ku« unter Angabe der Art der Stelle und der Besoldungs- oder 
Entgeltgruppe, in die sie umgewandelt werden. 

3 Kw- und ku-Vermerke werden zu dem in § 47 und den dazu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften genannten Zeitpunkt wirksam. 

4 Die Nrn. 1 bis 3 gelten für Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
entsprechend.“ 

 

7. Die Verwaltungsvorschriften zu § 24 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 24 (Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, größere 
Entwicklungsvorhaben): 

1 Baumaßnahmen, Bauunterlagen 

1.1 Zu den Baumaßnahmen gehören alle Maßnahmen, die der Hauptgruppe 7 und 
der Gruppe 558 zuzuordnen sind.  

1.2 Nähere Bestimmungen über Form und Inhalt der Bauunterlagen werden durch 
die Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes (RBBau) 
oder durch sonstige für Baumaßnahmen des Bundes ergangene Richtlinien 
getroffen. 

1.3 Grundsätzlich sind Ausgaben für Baumaßnahmen (außer Straßen- und 
Wasserstraßenbau) mit einem Mittelbedarf von mehr als einer Million Euro im 
Einzelfall einzeln zu veranschlagen, es sei denn, dass das Bundesministerium 
der Finanzen durch Rundschreiben über die Aufstellung der Voranschläge 
(§ 27) etwas anderes bestimmt. 
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Entwicklungsvorhaben 

2.1 Größere Beschaffungen sind Anschaffungen von Sachen mit einem 
Mittelbedarf von mehr als 500 000 Euro im Einzelfall, für die Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen in der Hauptgruppe 8 und der Gruppe 554 im 
Haushaltsplan veranschlagt werden. 

2.2 Größere Entwicklungsvorhaben sind Vorhaben mit einem Mittelbedarf von 
mehr als 500 000 Euro im Einzelfall, die der zweckgerichteten Auswertung 
und Anwendung von Forschungsergebnissen und Erfahrungen vor allem 
technischer oder wirtschaftlicher Art dienen, um zu neuen Systemen, 
Verfahren, Stoffen, Gegenständen und Geräten zu gelangen (Neuentwicklung) 
oder um vorhandene zu verbessern (Weiterentwicklung); hierzu zählen auch 
Forschungsvorhaben, die der Erreichung des Entwicklungszieles dienen, sowie 
die Erprobung. 

2.3 Bei größeren Beschaffungen und größeren Entwicklungsvorhaben kann das 
Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit der für den Einzelplan 
zuständigen Stelle in begründeten Fällen von der Wertgrenze Ausnahmen 
zulassen. 

2.4 Die Unterlagen müssen enthalten: eine Beschreibung des Gegenstandes oder 
eine Erläuterung des Vorhabens (ggf. mit Plänen und Skizzen), einen Zeitplan, 
eine Darlegung der Notwendigkeit der Beschaffung oder Entwicklung, eine 
Schätzung der Kosten und Folgekosten und eine Darlegung der Finanzierung. 

3 Bereitstellung der Unterlagen 

Die Unterlagen müssen rechtzeitig zur Aufstellung des Entwurfs des 
Haushaltsplans dem Bundesministerium der Finanzen vorliegen, soweit es 
nicht darauf verzichtet. 

4 Gesetzliche Sperre 

Für die Sperre nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ist ein Sperrvermerk nicht 
auszubringen. 

5 Zuwendungen 

Wegen der einzeln veranschlagten Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen für Zuwendungen vgl. Nr. 3.3 zu § 23.“ 
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8. Die Verwaltungsvorschriften zu § 34 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 34 (Erhebung der Einnahmen, Bewirtschaftung der Ausgaben): 

1 Verteilung der Haushaltsmittel, Übertragung zur Bewirtschaftung 

1.1 Nach der Feststellung des Haushaltsplans durch das Haushaltsgesetz (§ 1 
Satz 1) übersendet das Bundesministerium der Finanzen den für den Einzelplan 
zuständigen Stellen je einen Abdruck des für sie maßgebenden Einzelplans. Es 
teilt ihnen außerdem mit, welche Teile von Einzelplänen, die bestimmte 
Gruppen von Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen, 
Planstellen und andere Stellen für mehrere Geschäftsbereiche enthalten, auf sie 
entfallen. Das Bundesministerium der Finanzen stellt rechtzeitig den für den 
Einzelplan zuständigen Stellen die auf sie entfallenden Titelkonten im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes zur Verfügung. 

1.2 Die für den Einzelplan zuständigen Stellen verteilen die veranschlagten 
Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen, Planstellen und 
anderen Stellen, soweit sie diese nicht selbst bewirtschaften, auf die ihnen für 
das Verfahren nach § 27 unmittelbar nachgeordneten Dienststellen gem. 
Nr. 3.2 zu § 9 BHO. 

1.3 Die Verteilung von Haushaltsmitteln kann in besonderen Fällen im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen ohne Angabe eines 
Betrages erfolgen. Das Nähere regelt das Bundesministerium der Finanzen. 

1.4 Die Dienststellen, auf die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungs-
ermächtigungen, Planstellen und andere Stellen nach Nr. 1.2 verteilt worden 
sind, verteilen diese, soweit sie sie nicht selbst bewirtschaften, auf die für die 
Bewirtschaftung vorgesehenen Dienststellen in entsprechender Anwendung der 
Nr. 1.2. 

1.5 Die Ausgaben sollen grundsätzlich nicht sogleich in voller Höhe verteilt 
werden, ein Teil soll für etwaige Nachforderungen zurückbehalten werden. 

1.6 Bei der Verteilung von Ausgaben sind die Ausgabereste und die Vorgriffe in 
der Weise zu berücksichtigen, dass die Ausgabereste den Ausgaben zugesetzt, 
die Vorgriffe von ihnen vorweg abgesetzt werden. Einsparungsauflagen nach 
§ 45 Abs. 3 sind zu beachten. 

1.7 Über die verteilten Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen, 
Planstellen und anderen Stellen ist ein Nachweis zu führen (Nr. 3.2 zu § 9). 

1.8 Die Bewirtschaftung von Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungs-
ermächtigungen, Planstellen und anderen Stellen kann gem. Nr. 3.1 zu § 9 
BHO  Titelverwaltern der Dienststelle oder anderen Dienststellen übertragen 
werden.  
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Folgendes: 

Die Haushaltsmittel werden an die zuständigen Landesdienststellen verteilt. 
Die Landesdienststellen werden ermächtigt, den zuständigen Kassen des 
Bundes die erforderlichen Kassenanordnungen, Buchungsanordnungen und 
Kassenanweisungen zu erteilen. Die Landesdienststellen 

1.9.1 - wenden, soweit die Haushaltsmittel des Bundes nicht im Haushaltsplan des 
Landes veranschlagt sind, § 35 nebst den dazu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften an, 

1.9.2 - beachten § 43 nebst den dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften, 

1.9.3 - wenden hinsichtlich der von ihnen eingegangenen Verpflichtungen sowie der 
Geldforderungen des Bundes, die von ihnen verwaltet werden, § 71 Abs. 1 
Satz 2 und die Nrn. 1 und 2 der dazu ergangenen Richtlinie des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 16. Juli 1993 an, 

1.9.4 - wenden, soweit sie vermögenswirksame Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes bewirtschaften, § 73 nebst den dazu bestehenden 
Verwaltungsvorschriften an, 

1.9.5 - bedienen sich bei der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes 
(Mittelverteilung und Mittelverwendung) sowie zur Buchung der 
eingegangenen Verpflichtungen und der Geldforderungen des Bundes des in 
der Bundesverwaltung eingeführten Verfahrens und verwenden zur Mitteilung 
der verfahrensnotwendigen Daten an die Kassen des Bundes die vom 
Bundesministerium der Finanzen vorgeschriebenen Vordrucke und 
Druckmuster für Kassenanordnungen, Buchungsanordnungen und 
Kassenanweisungen oder vom Bundesministerium der Finanzen zugelassene 
Datenübermittlungsverfahren, 

1.9.6 - wenden für die Aufbewahrung der Unterlagen im Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen des Bundes die Aufbewahrungsbestimmungen für die 
Unterlagen für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes 
(ABestB-HKR) an. 

Im Übrigen gelten, soweit in Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen nicht 
etwas anderes bestimmt ist, für die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des 
Bundes die Vorschriften des Landes, dem die anordnende Dienststelle 
angehört. Wird die Bewirtschaftung auf die Gemeinden übertragen, bleibt der 
Dienststelle vorbehaltlich der Nrn. 1.9.1 bis 1.9.6 die Entscheidung überlassen, 
in welchem Umfang das gemeindliche Haushaltsrecht angewendet werden darf. 
Sollen andere Dienststellen außerhalb der Bundesverwaltung mit Ausnahme 
der Landesdienststellen (einschließlich der Dienststellen der Gemeinden) 
Haushaltsmittel des Bundes bewirtschaften, so haben sie hierbei nach dem 
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der Finanzen Ausnahmen zulässt. 

2 VV für Zahlungen, Buchführungen und Rechnungslegung der BHO 
(Teil IV)  

Für den Haushaltsvollzug sind neben Regelungen in Teil III auch die 
Regelungen für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung des Teils IV 
zu beachten. 

3 Grundsätze der Erhebung von Einnahmen 

3.1 Die dem Bund zustehenden Einnahmen sind bei Fälligkeit zu erheben, 
unabhängig davon, ob sie im Haushaltsplan überhaupt oder in entsprechender 
Höhe veranschlagt sind. Entstehen Ansprüche nicht unmittelbar durch 
Rechtsvorschriften, sind unverzüglich durch geeignete Maßnahmen die 
notwendigen Voraussetzungen für ihr Entstehen zu schaffen. Über eine 
Forderung mit bestimmter Fälligkeit ist der zuständigen Bundeskasse 
unverzüglich eine Kassenanordnung zu erteilen. 

3.2 Für die Erhebung von Zinsen gelten die Vorschriften der Anlage. 

4 Geltendmachung des Verzugsschadens 

4.1 Bei privatrechtlichen Schuldverhältnissen sind die gesetzlichen Verzugszinsen 
in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB*) 
für das Jahr (§ 288 Abs. 1 Satz 2 BGB) zu erheben. Ist bei Rechtsgeschäften 
des Bundes die Vertragspartnerin oder der Vertragspartner keine Verbraucherin 
oder Verbraucher (§13 BGB), beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen acht 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz (§288 Abs. 2 BGB). Satz 1 und 2 gelten 
nicht, wenn ein anderer Zinssatz vereinbart ist oder Anwendung findet 
(vgl. § 288 Abs. 3 BGB). Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist 
nicht ausgeschlossen (§ 288 Abs. 4 BGB). Beim Abschluss und bei der 
Änderung von Verträgen, die privatrechtliche Forderungen des Bundes 
begründen, ist nach Möglichkeit eine Regelung vorzusehen, nach der die 
Fälligkeit an einem nach dem Kalender bestimmten Tage eintritt. Vertragliche 
Vereinbarungen über den Verzugszinssatz sind nur in begründeten 
Ausnahmefällen zu treffen.  

*) Anmerkung: Basiszinssatz nach § 247 BGB: aktueller Zinssatz siehe unter 

www.bundesbank.de; Veränderungen zum 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres. 

Zur Erhebung von Verzugszinsen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Modernisierung des Schuldrechts am 26. November 2001 (BGBl. I S. 3238) 
am 1. Januar 2002 entstanden sind, wird auf die Anlage verwiesen. 

4.2 Besteht für Forderungen aus einem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis eine 
Sonderregelung, so sind die sich daraus ergebenden Verzugszinsen und Ersatz 
des sonstigen nachweisbaren Verzugsschadens zu verlangen. Besteht keine 
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entsprechend anzuwenden. 

4.3 Sofern ein Anspruch auf Verzugszinsen durch ein Grundpfandrecht gesichert 
wird, ist im Hinblick auf die Besonderheiten des Grundbuchrechts ein 
Höchstzinssatz von 15 vom Hundert eintragen zu lassen. 

4.4 Wird einem nach Eintritt des Verzugs (§ 286 BGB) gestellten Antrag auf 
Stundung (§ 59) entsprochen, so ist der Beginn der Stundungsfrist frühestens 
auf den Tag des Eingangs des Stundungsantrags festzulegen. Für die Zeit ab 
Verzugseintritt bis zum Beginn der Stundung sind Verzugszinsen zu erheben. 

4.5 Das Bundesministerium der Finanzen kann zulassen, dass für bestimmte 
Bereiche bestehende Sonderregelungen weiter angewendet oder neue 
Sonderregelungen getroffen werden. 

5 Sicherung von Ansprüchen 

Zur Sicherung von Ansprüchen sind, wenn es üblich oder zur Vermeidung von 
Nachteilen notwendig oder zweckmäßig ist, Sicherheiten, Vorauszahlungen 
oder Vertragsstrafen zu vereinbaren. Als Sicherheitsleistungen kommen die in 
Nr. 1.5.1 zu § 59 genannten Sicherheiten in Betracht. Im Übrigen ist von der 
Möglichkeit der Aufrechnung oder von Zurückbehaltungsrechten Gebrauch zu 
machen. 

6 Kleinbeträge und Niederschlagung 

6. 1 Für die Behandlung von Einnahmen und Ausgaben als Kleinbeträge gelten die 
Vorschriften der Anlage zu Nr. 2.6 zu § 59. 

6.2 Für die Überwachung befristet niedergeschlagener Ansprüche gilt Nr. 2.3.1 zu 
§ 59. 

7 Haushaltsüberwachung für Einnahmen 

Die Haushaltseinnahmen sind im automatisierten Verfahren für das Haushalts-, 
Kassen – und Rechnungswesen des Bundes zu überwachen. Der Bewirtschafter 
hat dafür zu sorgen, dass die dem Bund zustehenden Einnahmen auch bei nicht 
fristgerechter Zahlung in voller Höhe, ggf. mit Nebenkosten, erhoben werden. 
Erweisen sich Forderungen als uneinbringlich, sind die Maßnahmen nach § 59 
zu prüfen. 

8 Haushaltsüberwachung für Ausgaben 

8.1 Die Haushaltsausgaben sind im automatisierten Verfahren für das Haushalts-, 
Kassen – und Rechnungswesen des Bundes zu überwachen. Der Bewirtschafter 
hat festzustellen, ob die erteilten Kassenanordnungen zutreffend ausgeführt 
worden sind.  
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Rechnungswesen des Bundes ist die Belastung des jeweiligen Ausgabetitels 
durch die für das laufende Haushaltjahr eingegangenen Verpflichtungen 
(Festlegungen) angegeben. 

9 Haushaltsüberwachung der Verpflichtungen zu Lasten künftiger 
Haushaltsjahre 

9.1 Die Verpflichtungen zu Lasten künftiger Haushaltsjahre sind im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes zu überwachen. Der Bewirtschafter hat festzustellen, ob die 
erteilten Buchungsanordnungen zutreffend ausgeführt worden sind. 

9.2 Mit Abschluss der Bücher werden die für das nächste Haushaltsjahr 
eingegangenen Verpflichtungen automatisiert als Festlegung vorgetragen. Dies 
gilt nicht für gebuchte Verpflichtungen entsprechend der Abrufrichtlinie. 

10 Sonderregelungen 

Regelungen, die von den Nrn. 7, 8 und 9 abweichen oder sie ergänzen, 
bedürfen der Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof. 

11 Grundsatz der Selbstdeckung 

Risiken für Schäden an Personen, Sachen und Vermögen des Bundes werden 
grundsätzlich nicht versichert (Grundsatz der Selbstdeckung). Das gilt nicht, 
soweit durch Gesetz oder Ortsstatut ein Versicherungszwang besteht. 
Ausnahmen bedürfen der Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen.“ 

 

9. Die Verwaltungsvorschriften zu § 36 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 36 (Aufhebung der Speere): 

1 Die Vorschrift ist auf die Besetzung von Planstellen und anderen Stellen, die 
als gesperrt bezeichnet sind, entsprechend anzuwenden. 

2 Das Bundesministerium der Finanzen kann die Mittel bei einzelnen Titeln im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes sperren und gibt sie nach der Aufhebung der Sperre frei.“ 

 

10. Die Verwaltungsvorschriften zu § 37 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 37 (Über- und außerplanmäßige Ausgaben): 

1 Eine Ausgabe ist überplanmäßig, wenn der für die Zweckbestimmung im 
Haushaltsplan vorgesehene Ansatz unter Berücksichtigung der Ausgabereste, 
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der Haushaltsvorgriffe, der zur Verstärkung verwendeten deckungspflichtigen 
Ausgaben sowie unter Berücksichtigung zweckgebundener Einnahmen 
überschritten werden muss. 

2 Eine Ausgabe ist außerplanmäßig, wenn der Haushaltsplan keine 
Zweckbestimmung und keinen Ansatz enthält und auch keine Ausgabereste 
vorhanden sind. 

3 Zu § 37 Abs. 1 Satz 4 sind die Regelungen im Haushaltsgesetz zu beachten. 

4 Einwilligung bedeutet vorherige Zustimmung (vgl. § 36). 

5 - frei - 

6 Ein Vorgriff ist zulässig, soweit im Haushaltsplan des nächsten Haushaltsjahres 
eine Ausgabe mit gleicher Zweckbestimmung und im laufenden Haushaltsjahr 
ein kassenmäßiger Ausgleich vorgesehen wird. Wird eine Ausgabe mit gleicher 
Zweckbestimmung im Haushaltsplan des nächsten Haushaltsjahres nicht oder 
nicht in der erforderlichen Höhe vorgesehen, so ist die Mehrausgabe insoweit 
als überplanmäßige Ausgabe zu behandeln. 

7 Eine Mehrausgabe bei einem Ausgaberest und eine Ausgabe bei einem 
Leertitel sind überplanmäßige Ausgaben. 

8 Die Entscheidung, ob einem Antrag auf über- oder außerplanmäßige Ausgaben 
zugestimmt oder der Entwurf eines Nachtragshaushalts eingebracht wird, trifft 
das Bundesministerium der Finanzen. 

9 Die Entscheidung über über- und außerplanmäßige Ausgaben trifft das 
Bundesministerium der Finanzen endgültig (§ 116 Abs. 1 Satz 1). Soweit es 
sich um die Abwendung einer dem Bund drohenden unmittelbar 
bevorstehenden Gefahr handelt, reicht unter den Voraussetzungen des § 116 
Abs. 2 Satz 1 die Genehmigung (nachträgliche Zustimmung) des 
Bundesministeriums der Finanzen aus. 

10 Das Bundesministerium der Finanzen kann allgemein überplanmäßigen 
Ausgaben für Auszahlungen zustimmen, die der Höhe nach auf 
Rechtsvorschriften oder Tarifvertrag beruhen. 

11 Der Antrag auf über- und außerplanmäßige Ausgaben ist nach 
vorgeschriebenem Muster rechtzeitig dem Bundesministerium der Finanzen zu 
übersenden. 

12 Über- und außerplanmäßige Ausgabebewilligungen werden, sobald die 
Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen erteilt ist, im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes zur Verfügung gestellt. Für die Einsparung über- oder 
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Deckungskonto eingerichtet werden, das vor Abschluss der Bücher für das 
Haushaltsjahr im automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen des Bundes durch Belastung der endgültigen 
Einsparungsstellen auszugleichen ist.“ 

 

11. Die Verwaltungsvorschriften zu § 38 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 38 (Verpflichtungsermächtigungen): 

1 Voraussetzungen 

Zu § 38 Abs. 1 Satz 1 sind die Regelungen zu den §§ 6 und 16 zu beachten. 

2 Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen 

2.1 Eine Verpflichtungsermächtigung ist überplanmäßig, wenn eine im 
Haushaltsplan für den vorgesehenen Zweck erteilte 
Verpflichtungsermächtigung unter Berücksichtigung der zur Verstärkung 
verwendeten deckungspflichtigen Verpflichtungsermächtigungen hinsichtlich 
ihres Gesamtbetrages überschritten wird (bei Überschreitung der Jahresbeträge 
vgl. Nr. 3). 

2.2 Eine Verpflichtungsermächtigung ist außerplanmäßig, wenn im Haushaltsplan 
für den vorgesehenen Zweck keine Verpflichtungsermächtigung vorgesehen 
ist. 

2.3 Der Antrag auf Erteilung über- und außerplanmäßiger 
Verpflichtungsermächtigungen nach § 38 Abs. 1 Satz 2 ist nach 
vorgeschriebenem Muster einzureichen. Das Bundesministerium der Finanzen 
kann seine Einwilligung zu über- und außerplanmäßigen 
Verpflichtungsermächtigungen im Einzelfall von Einsparungen in gleicher 
Höhe bei zeitlich und sachlich vergleichbaren Verpflichtungsermächtigungen 
desselben Einzelplans abhängig machen. 

2.4 Zu § 38 Abs. 1 Satz 3 sind die Regelungen im Haushaltsgesetz zu beachten. 

2.5 Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen werden, sobald die 
Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen erteilt ist, im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes zur Verfügung gestellt. Für Einsparungsauflagen kann ein 
vorläufiges VE-Deckungskonto eingerichtet werden. Dieses Konto ist vor 
Abschluss der Bücher für das Haushaltsjahr im automatisierten Verfahren für 
das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes durch Belastung der 
endgültigen Einsparungsstellen auszugleichen. 

3 Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen 
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3.1 Eine erhebliche Abweichung im Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 liegt vor, 
wenn ein Jahresbetrag einer Verpflichtungsermächtigung um mehr als fünf 
vom Hundert überschritten wird. Eine Überschreitung im Sinne des Satzes 1 
liegt auch dann vor, wenn der Überschreitung in einem Jahr eine 
Unterschreitung in einem anderen Jahr gegenübersteht. Eine Überschreitung 
des Gesamtbetrages der Verpflichtungsermächtigung fällt nicht unter § 38 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1, sondern unter § 38 Abs. 1 Satz 2 (vgl. Nr. 2). 

3.2 Bei der Überschreitung eines Jahresbetrages einer Verpflichtungsermächtigung 
von mehr als fünf vom Hundert bis zehn vom Hundert ist dem 
Bundesministerium der Finanzen eine gleichwertige Einsparung für dasselbe 
Haushaltsjahr vorzuschlagen. Dem Bundesministerium der Finanzen steht nur 
die Entscheidung zu, ob der Einsparungsvorschlag zu einer gleichwertigen 
Einsparung führt. Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einzelfall 
Ausnahmen von der Gleichwertigkeit der Einsparung zulassen. 

3.3 Bei der Überschreitung eines Jahresbetrages einer Verpflichtungsermächtigung 
um mehr als zehn vom Hundert ist dem Bundesministerium der Finanzen für 
die Entscheidung über seine Einwilligung zusätzlich zu einem gleichwertigen 
Einsparungsvorschlag für dasselbe Haushaltsjahr eine Begründung für die 
Notwendigkeit der Überschreitung zu übersenden. Das Bundesministerium der 
Finanzen kann im Einzelfall Ausnahmen von der Gleichwertigkeit der 
Einsparung zulassen. 

3.4 In den Fällen des § 38 Abs. 2 ist dem Bundesministerium der Finanzen für die 
Entscheidung über seine Einwilligung eine Begründung für die für erforderlich 
gehaltenen Jahresbeträge zu übersenden. 

4 Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung 

4.1 Maßnahmen sind von grundsätzlicher Bedeutung, wenn sie eine über den 
Einzelfall hinausgehende Auswirkung auf die Haushaltswirtschaft oder die 
Haushaltsentwicklung haben können. 

4.2 Maßnahmen sind von erheblicher finanzieller Bedeutung, wenn sie innerhalb 
des Kapitels einen maßgeblichen Anteil an den veranschlagten 
Verpflichtungsermächtigungen oder an den Ausgaben für die Jahre haben, in 
denen die Verpflichtungen fällig werden sollen; das Bundesministerium der 
Finanzen kann im Einvernehmen mit der für den Einzelplan zuständigen Stelle 
Wertgrenzen festsetzen. 

4.3 Zu den Verhandlungen nach § 38 Abs. 3 zählen auch Vorverhandlungen. Das 
Bundesministerium der Finanzen ist so umfassend zu unterrichten, dass es die 
finanziellen Auswirkungen des Vorhabens beurteilen kann. 
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5 Verpflichtungen für laufende Geschäfte 

5.1 Verpflichtungen für laufende Geschäfte im Sinne des § 38 Abs. 4 sind solche, 
die sich im Rahmen der üblichen Tätigkeit der Verwaltung auf Ausgaben der 
Hauptgruppe 4 und der Hauptgruppe 5 (ohne Gruppen 551 und 554 bis 559) 
beziehen, ausgenommen 

5.1.1 Miet- und Pachtverträge (Gruppe 518), wenn die Jahresmiete oder -pacht im 
Einzelfall mehr als 120 000 Euro beträgt, sowie 

5.1.2 Verträge oder sonstige Abmachungen mit Gutachterinnen bzw. Gutachtern, 
Sachverständigen oder im Rahmen der Ressortforschung (u.a. Gruppe 526), 
wenn sie im Einzelfall zu Belastungen künftiger Haushaltsjahre von mehr als 
250 000 Euro führen, 

die somit nicht als laufende Geschäfte gelten. 

5.2 Soweit gegenüber einem institutionell geförderten Zuwendungsempfänger zur 
Begründung gegen ihn gerichteter Versorgungsansprüche oder vergleichbarer 
Ansprüche Zusagen gegeben werden, sind diese ebenfalls Verpflichtungen für 
laufende Geschäfte im Sinne des § 38 Abs. 4. 

6 Beschaffungsverträge 

Vgl. Nr. 2.1 zu § 7. 

7 Buchung eingegangener Verpflichtungen 

Über eingegangene Verpflichtungen ist der zuständigen Bundeskasse 
Buchungsanordnung zu erteilen. Das Verfahren richtet sich nach der Richtlinie 
des Bundesministeriums der Finanzen nach § 71 Abs. 1 Satz 2.“ 

 

12.  Die Verwaltungsvorschriften zu § 41 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 41 ( Hauswirtschaftliche Sperre): 

1 Für haushaltswirtschaftlich gesperrte Mittel bei einzelnen Titeln kann ein 
Sperrkonto eingerichtet werden. In diesem Fall sind die gesperrten Mittel im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes aus dem zutreffenden Titel auf das Sperrkonto zu verlagern. Dies 
gilt auch bei Verlagerung der Sperren auf andere Titel. 

2 Sollen haushaltswirtschaftlich global gesperrte Mittel eingespart werden, 
können sie im automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen des Bundes zunächst von einem vorläufigen Deckungskonto 
summarisch auf das Sperrkonto übertragen werden. Das vorläufige 
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Belastung der endgültigen Einsparungsstellen auszugleichen. 

3 Für gesperrte Verpflichtungsermächtigungen gelten die Nrn. 1 und 2 
entsprechend.“ 

 

13. Die Verwaltungsvorschriften zu § 45 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 45 (Sachliche und zeitliche Bindung): 

1 Wegen des Begriffs »Zweck« vgl. Nr. 1.2 zu § 17. 

2 Wegen § 45 Abs. 1 Satz 2 vgl. Nr. 5 zu § 16. 

3 Die Bildung von Ausgaberesten ist zulässig, soweit der Zweck der Ausgaben 
fortdauert, ein wirtschaftliches oder sonstiges sachliches Bedürfnis besteht und 
bei Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen entsprechende Einnahmen 
eingegangen sind. Werden übertragbare Ausgaben im neuen Haushaltsjahr 
nicht mehr benötigt oder erscheint eine erneute Veranschlagung in einem 
späteren Haushaltsjahr zweckmäßig, so ist von der Bildung von Ausgaberesten 
abzusehen. Nr. 3.3.5 zu § 9 ist zu beachten. 

4 Die für den Einzelplan zuständigen Stellen entscheiden über die Verwendung 
der zu übertragenden Ausgabereste anhand der vom Bundesministerium der 
Finanzen übersandten Resteblätter über nicht verausgabte übertragbare 
Ausgaben und senden diese dem Bundesministerium der Finanzen zurück. Das 
Bundesministerium der Finanzen kann abweichende Verfahrensregelungen 
treffen. 

5 Die Freigabe von Ausgaberesten durch das Bundesministerium der Finanzen 
erfolgt durch Buchung im automatisierten Verfahren für das Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen des Bundes. Für Einsparungsauflagen nach § 45 
Abs. 3 kann ein vorläufiges Deckungskonto eingerichtet werden. Soweit die 
Einsparungen nur kassenmäßig erbracht werden, unterbleibt ein Ausgleich des 
vorläufigen Deckungskontos. 

6 Wegen einer Mehrausgabe bei einem Ausgaberest vgl. Nr. 7 zu § 37.“ 

 

14. Die Verwaltungsvorschriften zu § 46 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 46 (Deckungsfähigkeit): 

1 Ein deckungsberechtigter Ansatz darf aus einem deckungspflichtigen Ansatz 
nur verstärkt werden, soweit bei dem deckungsberechtigten Ansatz keine 
Verfügungsbeschränkungen bestehen und über die Mittel voll verfügt ist und 
soweit die bei dem deckungspflichtigen Ansatz verbleibenden Ausgabemittel 
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Ausgaben zu bestreiten. 

2 Die Inanspruchnahme zugelassener Deckungsfähigkeit erfolgt im 
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
des Bundes. 

3 Die Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit von 
Verpflichtungsermächtigungen (§ 20 Abs. 2) ist nach Maßgabe des 
Deckungsvermerks zulässig. Die Nrn. 1 und 2 gelten entsprechend.“ 

 

15. Die Verwaltungsvorschriften zu § 47 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 47 ( Wegfall- und Umwandlungsvermerke): 

1 § 47 Abs. 2 und 3 gilt nur für Planstellen desselben Kapitels. 

2 Die oder der Beauftragte für den Haushalt hat durch geeignete 
Bewirtschaftungsmaßnahmen darauf hinzuwirken, dass die Planstellen mit der 
Erfüllung der i m Haushaltsplan bezeichneten Voraussetzungen wegfallen bzw. 
umgewandelt werden. 

3 Eine Planstelle mit kw-Vermerk, der keine bestimmte oder bestimmbare Frist 
für den Wegfall enthält, gilt als Planstelle, die ohne nähere Angabe als künftig 
wegfallend (§ 47 Abs. 2) bezeichnet ist. Eine Planstelle mit ku-Vermerk, der 
keine bestimmten oder bestimmbaren Voraussetzungen für die Umwandlung 
enthält, gilt als Planstelle, die ohne Bestimmung der Voraussetzungen als 
künftig umzuwandeln (§ 47 Abs. 3) bezeichnet ist. 

4 Eine Planstelle, die nach § 47 Abs. 2 nicht wieder besetzt werden darf, fällt 
weg; der kw-Vermerk ist im nächsten Haushaltsplan nicht wieder 
auszubringen. Eine Planstelle mit kw- oder ku-Vermerk fällt weg bzw. ist 
umgewandelt, wenn das Beamtenverhältnis der auf ihr geführten Beamtin oder 
des auf ihr geführten Beamten endet, die Beamtin oder der Beamte in eine 
andere Planstelle übernommen oder zu einem anderen Dienstherrn versetzt 
wird. 

5 Die Nrn. 1 bis 4 gelten für Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
entsprechend.“ 

 

16. Die Verwaltungsvorschriften zu § 49 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 49 ( Einweisung in eine Planstelle): 

1 Einweisung in eine Planstelle 

1.1 Die besetzbare Planstelle muss hinsichtlich der Besoldungsgruppe dem 
verliehenen Amt entsprechen, soweit nicht etwas anderes zugelassen ist. 
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1.2 Eine Planstelle darf mit nur einer Beamtin oder einem Beamten besetzt werden, 
soweit sich nicht aus Nr. 4 etwas anderes ergibt. 

1.3 Soweit im Haushaltsplan nicht etwas anderes bestimmt oder zugelassen ist, 
darf eine Planstelle auch mit einer Beamtin oder einem Beamten einer 
niedrigeren Besoldungsgruppe derselben Laufbahn besetzt werden. Sie darf 
auch mit einer Beamtin oder einem Beamten einer anderen Laufbahn derselben 
Laufbahngruppe besetzt werden, wenn das verliehene Amt nicht mit einem 
höheren Endgrundgehalt einschließlich Amtszulage ausgestattet ist. 
Abweichend hiervon kann eine Planstelle einer höheren Laufbahngruppe auch 
mit einer Beamtin oder einem Beamten der nächstniedrigeren Laufbahngruppe 
besetzt werden, wenn die Beamtin oder der Beamte in die Aufgaben der neuen 
Laufbahn eingeführt wird oder sich nach der Einführung darin zu bewähren 
hat. 

1.4 Eine Planstelle für eine Beamtin oder einen Beamten darf nicht mit einer 
Dienstkraft besetzt werden, die in einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienst- 
oder Amtsverhältnis steht (§ 115), soweit im Haushaltsplan nicht etwas 
Abweichendes bestimmt oder zugelassen ist.  

1.5 Eine Planstelle ist auch dann nicht besetzbar, wenn die eingewiesene Beamtin 
oder der eingewiesene Beamte ohne Dienstbezüge beurlaubt ist, wenn ihre oder 
seine Dienstbezüge von einer anderen Dienststelle gezahlt werden oder wenn 
sie oder er aus anderen Gründen keine Dienstbezüge aus der Planstelle erhält. 

1.6 Ist eine Beamtin oder ein Beamter nach § 28 Abs. 3 BBG in ein Amt einer 
niedrigeren Besoldungsgruppe versetzt worden, darf die nächste innerhalb 
desselben Kapitels besetzbar werdende Planstelle einer höheren 
Besoldungsgruppe derselben Fachrichtung nur mit dieser Beamtin oder diesem 
Beamten besetzt werden; Ausnahmen sind nur mit Einwilligung des 
Bundesministeriums der Finanzen zulässig. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
besetzbar werdende Planstelle zu einer höheren Besoldungsgruppe gehört als 
die Besoldungsgruppe, die den Bezügen der Beamtin oder des Beamten gemäß 
§ 19a BBesG zu Grunde liegt. 

1.7 § 49 ist entsprechend anzuwenden, wenn der Beamtin oder dem Beamten ein 
Amt mit höherem Endgrundgehalt verliehen wird, ohne dass sich die 
Amtsbezeichnung ändert; dies gilt nicht bei besoldungsrechtlichen 
Überleitungen. 

1.8 In den Fällen des § 49 Abs. 2 Satz 2 (rückwirkende Einweisung) kann die 
Beamtin oder der Beamte innerhalb der Dreimonatsfrist auch dann zum Ersten 
eines Monats in die Planstelle des Beförderungsamtes eingewiesen werden, 
wenn die Voraussetzungen (Wahrnehmung der Obliegenheiten dieses oder 
eines gleichwertigen Amtes, beamtenrechtliche Erfordernisse) erst im Laufe 
dieses Monats (Einweisungsmonat) eingetreten sind. 
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laufbahnrechtlichen Vorschriften durch den Bundespersonalausschuss 
erforderlich, sind insoweit die Voraussetzungen für die Beförderung mit dem 
im Beschluss angegebenen Zeitpunkt oder mit dem Zeitpunkt der 
Beschlussfassung des Bundespersonalausschusses erfüllt. 

1.10 Wird eine Beamtin oder ein Beamter von einem anderen Dienstherrn in den 
Bundesdienst versetzt und sodann befördert, so ist die rückwirkende 
Einweisung in den Grenzen des § 49 Abs. 2 Satz 2 auf einen Zeitpunkt vor dem 
Wirksamwerden der Versetzung in den Bundesdienst grundsätzlich zulässig. 

2 Inanspruchnahme von Planstellen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer *) 

*) Anmerkung: Zur Verbindlichkeit des Stellenplans für Angestellte vgl. Rundschreiben des 
BMF vom 2. Januar 1973 - II A 4 - BA 3600 - 45/72 - in der Fassung des Rundschreibens vom 
8. Oktober 1993 - II A 4 - BA 3600 - 4/93 -. 

2.1 Eine Planstelle darf für eine Arbeitnehmerin oder einen Arbeitnehmer der 
vergleichbaren oder einer niedrigeren Entgeltgruppe in Anspruch genommen 
werden, solange aus ihr keine Dienstbezüge gezahlt werden. Die Besetzung 
einer Planstelle mit mehreren teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern ist zulässig; die arbeitsvertragliche Gesamtarbeitszeit dieser 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer darf die regelmäßige Arbeitszeit einer 
vollbeschäftigten Beamtin oder eines vollbeschäftigten Beamten nicht 
übersteigen. 

2.2 Eine Planstelle, die mit einer teilzeitbeschäftigten Beamtin oder einem 
teilzeitbeschäftigten Beamten besetzt ist, darf gleichzeitig für 
teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der vergleichbaren 
oder einer niedrigeren Entgeltgruppe in Anspruch genommen werden; die 
regelmäßige Gesamtarbeitszeit der Beamtin oder des Beamten und der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer darf die regelmäßige Arbeitszeit einer 
vollbeschäftigten Beamtin oder eines vollbeschäftigten Beamten nicht 
übersteigen. 

2.3 Soweit im Haushaltsplan nicht etwas anderes bestimmt oder zugelassen ist, 
dürfen Planstellen der Soldatinnen und Soldaten nicht für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Anspruch genommen werden. Nr. 2.1 gilt ferner nicht, 
solange eine überzählige Beamtin oder ein überzähliger Beamter (Nr. 4.4) einer 
höheren Besoldungsgruppe derselben Laufbahngruppe aus einer Leerstelle 
bezahlt wird. 

2.4 Planstellen, auf denen länger als zwei Jahre Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer geführt werden, sind in Stellen umzuwandeln. Dies gilt nicht für 
Planstellen, auf denen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geführt werden, 
die in das Beamtenverhältnis übernommen werden sollen oder die 
außertariflich vergütet werden. Soweit darüber hinaus Planstellen aus 
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bleiben sollen, kann das Bundesministerium der Finanzen Ausnahmen 
zulassen. 

3 Überwachung der Planstellen 

3.1 Nachweisungen zur Planstellenüberwachung 

3.1.1 Die obersten Bundesbehörden und die nachgeordneten Dienststellen, denen 
Planstellen zur Bewirtschaftung zugewiesen sind, führen Nachweisungen zur 
Planstellenüberwachung, und zwar getrennt nach einzelnen Dienststellen. Die 
Nachweisungen können für mehrere Haushaltsjahre geführt werden. 

3.1.2 In die Nachweisungen sind einzutragen 

3.1.2.1 zu Beginn eines jeden Haushaltsjahres die der Dienststelle zur Bewirtschaftung 
zugewiesenen Planstellen getrennt nach den einzelnen Besoldungsgruppen. 
Planstellen mit Amtszulage gelten hierbei als besondere Besoldungsgruppe, 

3.1.2.2 während des Haushaltsjahres laufend sämtliche Änderungen (z.B. 
Zuweisungen, Einsparungen und Umsetzungen) der Zeitfolge nach. 

3.2 Aufzeichnungen über die Besetzung der Planstellen 

3.2.1 Die obersten Bundesbehörden und die nachgeordneten Dienststellen, denen 
Planstellen zur Bewirtschaftung zugewiesen sind, führen Aufzeichnungen über 
die Besetzung der von ihnen selbst bewirtschafteten Planstellen. In die 
Aufzeichnungen sind sämtliche Änderungen laufend aufzunehmen, so dass 
jederzeit die Zahl der besetzten oder in Anspruch genommenen Planstellen und 
der freien Planstellen festgestellt werden kann. 

3.2.2 Für die einzelnen Geschäftszweige einer Dienststelle oder für die einzelnen 
Besoldungsgruppen können getrennte Aufzeichnungen geführt werden. 

4 Besetzung einer Planstelle mit mehreren teilzeitbeschäftigten Beamtinnen 
oder Beamten*) 

*) Anmerkung: Für die Besetzung freier Stellenanteile bei Teilzeitbeschäftigungen im 
Blockmodell siehe Sonderregelungen im BMF-Rundschreiben vom 8. September 2010 – 
II A 2 – BA 1016/06/0004 – (Teilzeit nach §§ 91, 92 BBG) sowie in den jährlichen 
Haushaltsführungsrundschreiben (Altersteilzeit nach § 93 BBG) 

4.1 Eine Planstelle darf auch mit mehreren teilzeitbeschäftigten Beamtinnen bzw. 
Beamten besetzt werden; die Gesamtarbeitszeit dieser Beamtinnen und 
Beamten darf die regelmäßige Gesamtarbeitszeit einer vollbeschäftigten 
Beamtin oder eines vollbeschäftigten Beamten nicht übersteigen. Die Nrn. 1 
bis 3 gelten mit Ausnahme der Nr. 1.2 entsprechend; Nr. 2.2 ist nur mit der sich 
aus Nr. 4.4 ergebenden Einschränkung anzuwenden. 
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vollen Arbeitszeit zurück, wird die bzw. der andere aus der Planstelle 
verdrängt. Diese Beamtin oder dieser Beamte ist in die nächste innerhalb 
desselben Kapitels ganz oder teilweise freiwerdende Planstelle ihrer oder 
seiner Besoldungsgruppe oder einer höheren Besoldungsgruppe ihrer oder 
seiner Laufbahngruppe zu übernehmen, wenn die Planstelle für Beamtinnen 
oder Beamte derselben Fachrichtung bestimmt ist. Satz 2 gilt nicht für 
Planstellen 

4.2.1 oberhalb der Besoldungsgruppe B 3, 

4.2.2 von Behördenleiterinnen und Behördenleitern und 

4.2.3 oberhalb der Besoldungsgruppen A 15 und B 1 im nachgeordneten Bereich, 
wenn das Bundesministerium der Finanzen im Einzelfall einer 
Ausnahmeregelung zugestimmt hat. 

Bis dahin werden Beamtinnen oder Beamte, die nach Satz 1 aus der Planstelle 
verdrängt worden sind, ohne Planstelle geführt. 

4.3 Nr. 4.2 gilt entsprechend, wenn die Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit 
einer bzw. eines der beiden auf einer Planstelle geführten teilzeitbeschäftigten 
Beamtinnen bzw. Beamten vermindert wird. 

4.4 Die Besetzung einer Planstelle mit einer zweiten teilzeitbeschäftigten Beamtin 
bzw. einem zweiten teilzeitbeschäftigten Beamten oder Arbeitnehmerin bzw. 
Arbeitnehmer ist nicht zulässig, solange innerhalb desselben Kapitels eine 
Beamtin oder ein Beamter derselben Laufbahngruppe und Fachrichtung 
beschäftigt wird, die oder der überzählig ist oder durch die Besetzung 
überzählig würde. Überzählig sind Beamtinnen bzw. Beamte, wenn 

4.4.1 sie nach den Nrn. 4.2 oder 4.3 ohne Planstelle geführt werden oder 
Dienstbezüge aus einer Leerstelle erhalten und 

4.4.2 die Zahl der Planstellen ihrer Laufbahngruppen und Fachrichtungen innerhalb 
desselben Kapitels kleiner ist als die auf Vollbeschäftigte umgerechnete Zahl 
der aus diesen Planstellen bezahlten Beamtinnen und Beamten sowie 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einschließlich der in Nr. 4.4.1 genannten 
Beamtinnen und Beamten. 

Die in § 50 Abs. 5 genannten Leerstellen gelten nicht als Leerstellen im Sinne 
der Nrn. 4.4.1 und 4.4.2. Unberührt bleiben gesetzliche Bestimmungen, die die 
Rückkehr zur vollen Beschäftigung oder die Verminderung der Ermäßigung 
der regelmäßigen Arbeitszeit davon abhängig machen, dass eine besetzbare 
Planstelle zur Verfügung steht.“ 
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17. Die Verwaltungsvorschriften zu § 50 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 50 ( Umsetzung von Mitteln und Planstellen): 

1 Umsetzung von Mitteln und Planstellen 

1.1 Die Umsetzung von Mitteln erfolgt im automatisierten Verfahren für das 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes.  

1.2 § 50 Abs. 1 und 2 ist auf andere Stellen als Planstellen entsprechend 
anzuwenden. 

1.3 § 50 Abs. 1 und 2 ist auch bei Umsetzungen zwischen Kapiteln eines 
Einzelplans anzuwenden. 

2 Abordnung 

Die Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen gilt als erteilt, soweit 
bei Abordnungen innerhalb der Bundesverwaltung die Dienstbezüge von der 
bisherigen Dienststelle bis zur Verkündung des nächsten Haushaltsgesetzes, 
längstens jedoch für die Dauer von zwölf Monaten, weitergezahlt werden. 

Ist die Weiterzahlung nach dem jährlichen Haushaltsgesetz für einen längeren 
Zeitraum zugelassen, gilt die Einwilligung des Bundesministeriums der 
Finanzen für den dort genannten Zeitraum. 

3 Leerstellen 

3.1 Steht bei Beendigung der Beurlaubung oder Abordnung (Nr. 4.3 zu § 17) eine 
besetzbare Planstelle der entsprechenden Besoldungsgruppe derselben 
Fachrichtung innerhalb desselben Kapitels zur Verfügung, ist die Beamtin oder 
der Beamte in diese Planstelle zu übernehmen; mit der Übernahme fällt die 
Leerstelle weg, wenn sie an die Person gebunden ist. Steht zu dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt keine besetzbare Planstelle der genannten Art zur 
Verfügung, wird die Beamtin oder der Beamte auf der Leerstelle weitergeführt. 
Sie bzw. er ist in die nächste innerhalb desselben Kapitels frei werdende 
Planstelle derselben Besoldungsgruppe für Beamtinnen und Beamte derselben 
Fachrichtung zu übernehmen. Mit der Übernahme fällt die Leerstelle weg, 
wenn sie an die Person gebunden ist. Soweit durch die Zahlung der 
Dienstbezüge aus der Leerstelle die Ansätze der entsprechenden Titel 
überschritten werden, ist ein entsprechender Betrag innerhalb des betroffenen 
Einzelplans einzusparen. Die Sätze 1, 3 und 5 gelten entsprechend für 
Beamtinnen und Beamte, die nach Beendigung des Parlamentsmandats den 
Dienst wieder aufnehmen. 

3.2 Endet das Beamtenverhältnis der auf der Leerstelle geführten Beamtin oder des 
auf der Leerstelle geführten Beamten (z.B. durch Entlassung, Eintritt in den 
Ruhestand, Verlust der Beamtenrechte), wird sie oder er in eine andere  
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Planstelle übernommen oder zu einem anderen Dienstherrn versetzt, fällt die 
Leerstelle weg, wenn sie an die Person gebunden ist. 

3.3 Die Nrn. 3.1 und 3.2 gelten für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
entsprechend mit der Maßgabe, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Rahmen der Nr. 3.1 in eine freie oder die nächste freiwerdende Stelle ihrer 
Entgeltgruppe oder Planstelle der entsprechenden Besoldungsgruppe zu 
übernehmen sind. Das Bundesministerium der Finanzen kann im zeitlichen 
Zusammenhang mit der Rückkehr Ausnahmen zulassen. 

3.4 § 50 Abs. 5 bleibt unberührt.“ 

 

18. Die Verwaltungsvorschriften zu § 54 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 54 (Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, größere 
Entwicklungsvorhaben): 

1 Baumaßnahmen 

1.1 Kleine Baumaßnahmen im Sinne von § 54 Abs. 1 Satz 1 sind Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten mit einem Mittelbedarf bis zu einer Million Euro im 
Einzelfall (außer Straßen- und Wasserstraßenbau). Im Übrigen sind die 
Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes (RBBau) oder 
sonstige für Baumaßnahmen des Bundes ergangene Richtlinien anzuwenden. 

1.2 Eine Abweichung im Sinne von § 54 Abs. 1 Satz 2 ist erheblich, wenn sie zu 
einer wesentlichen Änderung der Baumaßnahme oder zu einer 
Kostenüberschreitung um mehr als 15 vom Hundert führt. Das Nähere bei 
wesentlichen Änderungen der Baumaßnahme in baufachlicher Hinsicht regeln 
die RBBau oder sonstige für Baumaßnahmen des Bundes ergangene 
Richtlinien. Führen Kostenüberschreitungen unabhängig von ihrer Höhe zu 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen, ist 
§ 37 oder § 38 Abs. 1 Satz 2 anzuwenden. 

2 Größere Beschaffungen, größere Entwicklungsvorhaben 

2.1 Unterlagen sind als ausreichend im Sinne von § 54 Abs. 2 Satz 1 anzusehen, 
wenn sie zumindest die Voraussetzungen der Nr. 2.4 zu § 24 erfüllen. 

2.2 Eine Abweichung von den der Veranschlagung zu Grunde gelegten Unterlagen 
ist erheblich im Sinne von § 54 Abs. 2 Satz 2, wenn sie zu einer wesentlichen 
Änderung des Gegenstandes oder zu einer Kostenüberschreitung um mehr als 
15 vom Hundert führt. Das Nähere über den Begriff »erhebliche Änderung« 
regelt das Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
zuständigen Bundesministerium. Führen Kostenüberschreitungen unabhängig 
von ihrer Höhe zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben oder 
Verpflichtungsermächtigungen, ist § 37 oder § 38 Abs. 1 Satz 2 anzuwenden.“ 
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19. Die Verwaltungsvorschriften zu § 58 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 58 ( Änderung von Verträgen, Vergleiche): 

1 Änderung von Verträgen 

1.1 § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 regelt nur Änderungen oder Aufhebungen, auf die die 
Vertragspartnerin oder der Vertragspartner keinen Rechtsanspruch hat; er 
regelt nicht die Anpassung eines Vertrags an eine veränderte Rechtslage (z.B. 
aus § 242 BGB). 

1.2 Würde die Vertragsänderung im Wesentlichen in einer Stundung oder einem 
Erlass des Anspruchs bestehen, so sind die Sonderbestimmungen des § 59 
anzuwenden. 

1.3 Die Frage, ob ein Nachteil des Bundes vorliegt, ist unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zu entscheiden. Danach liegt kein Nachteil des Bundes vor, 
wenn der Bund durch eine Vertragsänderung unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalles wirtschaftlich nicht schlechter gestellt ist als bei 
einem Festhalten an der Rechtsstellung aus dem ungeänderten Vertrag. 

1.4 Ein besonders begründeter Ausnahmefall ist anzunehmen, wenn nach Prüfung 
der Behörde die Vertragspartnerin oder der Vertragspartner zwar keinen 
Rechtsanspruch auf Änderung oder Aufhebung des Vertrages hat, sie oder ihn 
aber ein Festhalten am Vertrag nach Lage des Einzelfalles unbillig 
benachteiligt, weil sich ihre oder seine wirtschaftlichen Verhältnisse bei 
Vertragserfüllung infolge ihr oder ihm nicht zuzurechnender Umstände 
erheblich verschlechtern würden. 

1.5 Einer Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen zu Maßnahmen nach 
§ 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bedarf es nicht, soweit der Nachteil des Bundes im 
Einzelfall nicht mehr als 125 000 Euro beträgt. 

1.6 Das zuständige Bundesministerium kann ohne Einwilligung des 
Bundesministeriums der Finanzen seine Befugnisse bis auf Mittelbehörden 
übertragen. 

1.7 Bei fortdauernden Leistungen ist die Nr. 1.5 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass es sich bei dem Betrag von 125 000 Euro im Einzelfall um einen 
Jahresbetrag handelt. 

2 Vergleiche 

2.1 Ein Vergleich ist eine gerichtliche oder außergerichtliche Vereinbarung, die 
einen Streit oder die Ungewissheit über ein Rechtsverhältnis im Wege des 
gegenseitigen Nachgebens beseitigt; der Ungewissheit über ein  
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Rechtsverhältnis steht es gleich, wenn die Verwirklichung eines Anspruchs 
unsicher ist (§ 779 BGB). 

Unter § 58 Abs. 1 Nr. 2 fallen auch gerichtliche und außergerichtliche 
Schuldenbereinigungen nach dem Neunten Teil der Insolvenzordnung (InsO). 

2.2 Einer Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen zum Abschluss eines 
Vergleichs bedarf es nur, wenn dadurch der Bundeshaushalt um mehr als 
500 000 Euro belastet wird oder über- oder außerplanmäßige Ausgaben oder 
Verpflichtungsermächtigungen entstehen. 

2.3 Das zuständige Bundesministerium kann ohne Einwilligung des 
Bundesministeriums der Finanzen seine Befugnisse allgemein bis auf 
Mittelbehörden übertragen, soweit ihnen entsprechende Ausgabemittel zur 
Verfügung stehen. 

3 Fälle von grundsätzlicher Bedeutung 

Die Nrn. 1.3 bis 1.7, 2.2 und 2.3 gelten nicht, soweit es sich um Fälle von 
grundsätzlicher Bedeutung handelt. Ein Fall von grundsätzlicher Bedeutung ist 
insbesondere anzunehmen, wenn die Entscheidung über den Einzelfall hinaus 
präjudizielle Auswirkungen haben kann. 

4 Sonderregelungen 

Das Bundesministerium der Finanzen kann abweichend von den Nrn. 1.5, 1.6, 
1.7, 2.2 und 2.3 Sonderregelungen zulassen.“ 

 

20. Die Verwaltungsvorschriften zu § 59 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 59 (Veränderung von Ansprüchen): 

1 Stundung 

1.1 Die Stundung ist eine Maßnahme, durch die die Fälligkeit eines Anspruchs 
hinausgeschoben wird. Stundung wird nur auf Antrag gewährt. Bei Gewährung 
der Stundung ist eine Stundungsfrist festzulegen. 

1.2 Eine erhebliche Härte für die Anspruchsgegnerin oder den Anspruchsgegner ist 
dann anzunehmen, wenn sie bzw. er sich auf Grund ungünstiger 
wirtschaftlicher Verhältnisse vorübergehend in ernsthaften 
Zahlungsschwierigkeiten befindet oder im Falle der sofortigen Einziehung in 
diese geraten würde. 

1.3 Wird Stundung durch Einräumung von Teilzahlungen gewährt, so ist in die 
entsprechende Vereinbarung eine Bestimmung aufzunehmen, nach der die 
jeweilige Restforderung sofort fällig wird, wenn die Frist für die Leistung von  
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zwei Raten um eine in der Vereinbarung zu bestimmende Zeit überschritten 
wird. 

1.4 Verzinsung 

1.4.1 Als angemessene Verzinsung sind regelmäßig anzusehen zwei Prozentpunkte 
über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB. Sofern der Zinsanspruch 
durch ein Grundpfandrecht gesichert wird, ist im Hinblick auf die 
Besonderheiten des Grundbuchrechts ein Höchstzinssatz von zehn vom 
Hundert eintragen zu lassen. 

1.4.2 Der Zinssatz kann je nach Lage des Einzelfalles herabgesetzt werden, 
insbesondere wenn seine Erhebung die Zahlungsschwierigkeiten verschärfen 
würde. Von der Erhebung von Zinsen kann abgesehen werden, wenn die 
Anspruchsgegnerin oder der Anspruchsgegner in ihrer bzw. seiner 
wirtschaftlichen Lage schwer geschädigt würde. 

1.4.3 Für den Fall einer Stundung nach Eintritt des Verzugs (§ 286 BGB) siehe 
Nr. 4.4 zu § 34. 

1.5 Wird Sicherheitsleistung verlangt, 

1.5.1 so kann Sicherheit geleistet werden durch 

1.5.1.1  Hinterlegung von Wertpapieren (§ 234 BGB), 

1.5.1.2  Verpfändung beweglicher Sachen (§ 237 BGB), 

1.5.1.3  Bestellung von Grundpfandrechten an inländischen Grundstücken (§§ 232, 
1113 ff., 1191 ff. BGB), 

1.5.1.4  Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek an einem inländischen 
Grundstück oder an einem eingetragenen Schiff besteht (§ 238 BGB), 

1.5.1.5  Verpfändung von Grundschulden oder Rentenschulden an inländischen 
Grundstücken (§ 238 BGB), 

1.5.1.6  Stellung einer tauglichen Bürgin oder eines tauglichen Bürgen unter Verzicht 
auf die Einrede der Vorausklage (§ 239 BGB), Bürgen können auch in anderen 
EU-Mitgliedstaaten ansässige Kreditinstitute oder Kreditversicherer sein, 

1.5.1.7  Abtretung von Forderungen (§ 398 BGB), 

1.5.1.8  Sicherungsübereignung (§§ 929, 930 BGB), 

1.5.1.9  Eigentumsvorbehalt (§ 449 BGB). 

1.5.2 Sicherheiten an Grundstücken sollen nur bei längerfristigen Stundungen und 
bei einem angemessenen Verhältnis zwischen den Kosten und der Höhe des 
Anspruchs gefordert oder angenommen werden. 
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Bestellung eines Grundpfandrechts genügt es, wenn bis zu diesem Zeitpunkt 
ein den Vorschriften der Grundbuchordnung entsprechender Eintragungsantrag 
nebst Bewilligung eingereicht wird. 

1.6 Die Entscheidung des zuständigen Bundesministeriums über den 
Stundungsantrag bedarf in Fällen von grundsätzlicher oder von erheblicher 
finanzieller Bedeutung der Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen. 

1.6.1 Ein Fall von grundsätzlicher Bedeutung ist insbesondere anzunehmen, wenn 
die Entscheidung über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen haben 
kann. 

1.6.2 Ein Fall von erheblicher finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn im 
Einzelfall 

1.6.2.1 Beträge über 500 000 Euro, 

1.6.2.2 Beträge über 250 000 Euro länger als 18 Monate, 

1.6.2.3 Beträge über 125 000 Euro länger als drei Jahre gestundet werden sollen. 

1.7 Für die Bemessung der Beträge ist der Zeitpunkt der Stundungsgewährung 
maßgebend. 

1.8 Das Bundesministerium der Finanzen kann Ausnahmen von den Vorschriften 
der Nr. 1.6 zulassen. 

2 Niederschlagung 

2.1 Die Niederschlagung ist eine verwaltungsinterne Maßnahme, mit der von der 
Weiterverfolgung eines fälligen Anspruchs abgesehen wird. 

2.2 Die Niederschlagung bedarf keines Antrags der Anspruchsgegnerin oder des 
Anspruchsgegners. Durch die Niederschlagung erlischt der Anspruch nicht; die 
weitere Rechtsverfolgung wird daher nicht ausgeschlossen. Eine Mitteilung an 
die Anspruchsgegnerin oder den Anspruchsgegner ist nicht erforderlich. Wird 
dennoch eine Mitteilung gegeben, so ist darin das Recht vorzubehalten, den 
Anspruch später erneut geltend zu machen. 

2.3 Von der Weiterverfolgung des Anspruchs kann, ggf. auch ohne 
Vollstreckungshandlung, vorläufig abgesehen werden, wenn die Einziehung 
wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse der Anspruchsgegnerin bzw. des 
Anspruchsgegners oder aus anderen Gründen vorübergehend keinen Erfolg 
haben würde und eine Stundung nach Nr. 1 nicht in Betracht kommt (befristete 
Niederschlagung). 
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2.3.1 Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Anspruchsgegnerin oder des 
Anspruchsgegners sind in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen. Die 
Verjährung ist rechtzeitig zu unterbrechen. 

2.3.2 Die Entscheidung des zuständigen Bundesministeriums bedarf in Fällen von 
grundsätzlicher oder von erheblicher finanzieller Bedeutung der Einwilligung 
des Bundesministeriums der Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher Bedeutung 
ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entscheidung über den Einzelfall 
hinaus präjudizielle Auswirkungen haben kann. Ein Fall von erheblicher 
finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn Beträge von mehr als 250 000 Euro 
befristet niedergeschlagen werden sollen. 

2.4 Ist anzunehmen, dass die Einziehung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Anspruchsgegnerin bzw. des Anspruchsgegners (z.B. mehrmalige fruchtlos 
gebliebene Vollstreckungen) oder aus anderen Gründen (z.B. Tod) dauernd 
ohne Erfolg bleiben wird, so darf von einer weiteren Verfolgung des 
Anspruchs abgesehen werden (unbefristete Niederschlagung). Dasselbe gilt, 
wenn anzunehmen ist, dass die Kosten der Einziehung im Verhältnis zur Höhe 
des Anspruchs zu hoch sind. Zu den Kosten zählt neben den Ausgaben, die 
durch die Einziehung unmittelbar entstehen, auch der anteilige sonstige 
Verwaltungsaufwand. Die Entscheidung des zuständigen Bundesministeriums 
bedarf in Fällen von grundsätzlicher oder von erheblicher finanzieller 
Bedeutung der Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen. Ein Fall 
von grundsätzlicher Bedeutung ist insbesondere anzunehmen, wenn die 
Entscheidung über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen haben 
kann. Ein Fall von erheblicher finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn 
Beträge von mehr als 150 000 Euro unbefristet niedergeschlagen werden 
sollen. 

2.5 Die Einziehung ist erneut zu versuchen, wenn sich Anhaltspunkte dafür 
ergeben, dass sie Erfolg haben wird. 

2.6 Für die Behandlung von Kleinbeträgen gelten die Vorschriften der Anlage. 

2.7 Im Rahmen der Rechnungsprüfung festgestellte Ansprüche können nur nach 
Anhörung des Bundesrechnungshofes niedergeschlagen werden. Dieser kann 
auf die Anhörung verzichten (§ 96 Abs. 3). 

2.8 Das Bundesministerium der Finanzen kann Ausnahmen von den Vorschriften 
der Nrn. 2.3.2 und 2.4 Sätze 4 bis 6 zulassen. 

3 Erlass 

3.1 Der Erlass ist eine Maßnahme, mit der auf einen fälligen Anspruch verzichtet 
wird. Durch den Erlass erlischt der Anspruch. 
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Betracht kommt. 

3.3 Bei privatrechtlichen Ansprüchen ist der Erlass zwischen dem Bund und der 
Anspruchsgegnerin oder dem Anspruchsgegner vertraglich zu vereinbaren; 
dasselbe gilt für Ansprüche aus öffentlich-rechtlichen Verträgen. In den 
übrigen Fällen ist der Erlass durch einen der Anspruchsgegnerin oder dem 
Anspruchsgegner bekannt zu gebenden Verwaltungsakt auszusprechen. Für 
einen Erlass ist in der Regel ein Antrag der Anspruchsgegnerin oder des 
Anspruchsgegners erforderlich. 

3.4 Eine besondere Härte ist insbesondere anzunehmen, wenn sich die 
Anspruchsgegnerin oder der Anspruchsgegner in einer unverschuldeten 
wirtschaftlichen Notlage befindet und zu besorgen ist, dass die 
Weiterverfolgung des Anspruchs zu einer Existenzgefährdung führen würde. 

3.5 Die Entscheidung des zuständigen Bundesministeriums bedarf in Fällen von 
grundsätzlicher oder von erheblicher finanzieller Bedeutung der Einwilligung 
des Bundesministeriums der Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher Bedeutung 
ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entscheidung über den Einzelfall 
hinaus präjudizielle Auswirkungen haben kann. Ein Fall von erheblicher 
finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn Beträge von mehr als 100 000 Euro 
erlassen werden sollen. 

3.6 Im Rahmen der Rechnungsprüfung festgestellte Ansprüche können nur nach 
Anhörung des Bundesrechnungshofes erlassen werden. Dieser kann auf die 
Anhörung verzichten (§ 96 Abs. 3). 

3.7 Das Bundesministerium der Finanzen kann Ausnahmen von den Vorschriften 
der Nr. 3.5 zulassen. 

3.8 Geleistete Beträge können erstattet oder angerechnet werden, wenn die 
Voraussetzungen für einen Erlass 

3.8.1 im Zeitpunkt der Zahlung oder 

3.8.2 innerhalb des Zeitraums, für den eine im Voraus geleistete Zahlung bestimmt 
ist, 

vorgelegen haben. Eine Erstattung oder Anrechnung kommt in der Regel nur in 
Betracht, wenn die Voraussetzungen für den Erlass auch im Zeitpunkt der 
Antragstellung noch vorliegen. Die Erstattung oder Anrechnung geleisteter 
Beträge bedarf in jedem Einzelfall der Einwilligung des Bundesministeriums 
der Finanzen; es kann auf seine Befugnis verzichten. Die Nrn. 3.2, 3.3, 3.4 und 
3.6 sind entsprechend anzuwenden. 

3.9 Für die Freigabe von Sicherheiten gelten die Nrn. 3.2 bis 3.7 entsprechend. 
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4 Unterrichtung der zuständigen Kasse 

Über Stundungen, befristete oder unbefristete Niederschlagungen oder den 
Erlass von Ansprüchen ist der zuständigen Bundeskasse Kassenanordnung zu 
erteilen. 

5 Sonderregelungen 

Abgesehen von den Fällen der Nrn. 1.8, 2.8 und 3.7 kann das 
Bundesministerium der Finanzen zulassen, dass für bestimmte Bereiche 
bestehende Sonderregelungen weiter angewendet oder neue Sonderregelungen 
getroffen werden. 

6 Übertragung der Befugnis auf nachgeordnete Dienststellen 

Das Bundesministerium der Finanzen verzichtet auf die Einholung seiner 
Einwilligung. Niederschlagung und Erlass von Schadensersatzansprüchen 
gegen Dienstkräfte des Geschäftsbereichs bedürfen stets der Einwilligung des 
zuständigen Bundesministeriums.“ 

 

21. Die Verwaltungsvorschriften zu § 61 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 61 (Interne Verrechnungen): 

1 Zu den internen Verrechnungen innerhalb der Bundesverwaltung zählen nur 
solche, die zwischen Dienststellen der unmittelbaren Bundesverwaltung 
vorgenommen werden; § 61 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt. 

2 Bei der Abgabe von Vermögensgegenständen im Sinne von § 61 ist zwischen 
dauernden und vorübergehenden Abgaben zu unterscheiden. Eine dauernde 
Abgabe (§ 61 Abs. 1 bis 3) liegt vor, wenn die abzugebenden 
Vermögensgegenstände in das Verwaltungsvermögen der empfangenden 
Dienststelle übergehen. Eine vorübergehende Abgabe (§ 61 Abs. 4) liegt vor, 
wenn die abzugebenden Vermögensgegenstände im Verwaltungsvermögen der 
abgebenden Dienststelle oder im Allgemeinen Sachvermögen verbleiben. 

3 Aufwendungen im Sinne von § 61 Abs. 1 Satz 2 sind die zusätzlichen 
Ausgaben, die der ersuchten Dienststelle in Ausführung der Leistung 
unmittelbar entstanden sind. Der sonstige Verwaltungsaufwand der ersuchten 
Dienststelle zählt nicht zu den Aufwendungen für die übernommene Leistung. 

4 Eine Erstattung unterbleibt, wenn der Wert der abzugebenden 
Vermögensgegenstände einen Betrag von 50 000 Euro im Einzelfall oder die 
Höhe der Aufwendungen einen Betrag von 2 500 Euro bei einmaligen 
Leistungen oder einen Jahresbetrag von 2 500 Euro bei fortdauernden 
Leistungen nicht überschreitet; § 61 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt. Satz 1 ist 
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und andere Forsterzeugnisse, Kies, Sand usw.), die von einer Dienststelle der 
unmittelbaren Bundesverwaltung nach erwerbswirtschaftlichen Zielsetzungen 
gewonnen werden. 

5 Wegen des Begriffs »voller Wert« wird auf Nr. 2 zu § 63 Bezug genommen. 
Bei der Wertermittlung ist ein unangemessener Verwaltungsaufwand zu 
vermeiden. 

6 In Fällen des § 61 Abs. 4 (vorübergehende Abgabe) ist »Wert« im Sinne der 
Nr. 4 der jährliche Miet- oder Pachtwert. 

7 Wegen der Behandlung von Grundstücken sind zusätzlich die besonderen 
Regelungen in den Verwaltungsvorschriften zu § 64 zu beachten.“ 

 

22. Die Verwaltungsvorschriften zu § 63 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 63 (Erwerb und Veräußerung von Vermögensgegenständen): 

1 Die Veräußerung von Vermögensgegenständen und die Überlassung der 
Nutzung von Vermögensgegenständen kann mit Bedingungen oder Auflagen 
verbunden werden; gegebenenfalls sind entsprechend den VV zu § 44 die 
zweckentsprechende Verwendung, der Verwendungsnachweis und die 
Prüfungsrechte der Verwaltung und des Bundesrechnungshofs zu regeln. 

2 Der volle Wert wird durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Gegenstandes bei einer 
Veräußerung zu erzielen wäre; dabei sind alle Umstände, die den Preis 
beeinflussen, nicht jedoch ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse, zu 
berücksichtigen. Ist ein Marktpreis feststellbar, bedarf es keiner besonderen 
Wertermittlung. § 64 Abs. 3 bleibt unberührt. 

3 Ausnahmen nach § 63 Abs. 3 Satz 3 bei geringem Wert lässt das 
Bundesministerium der Finanzen allgemein zu, soweit der volle Wert der 
Vermögensgegenstände im Einzelfall den Betrag von 25 000 Euro nicht 
übersteigt. Die obersten Bundesbehörden können für ihren Geschäftsbereich 
nähere Regelungen treffen. 

4 Eine Ausnahme nach § 63 Abs. 3 Satz 3 bei Vorliegen eines dringenden 
Bundesinteresses kann das Bundesministerium der Finanzen nur zulassen, 
wenn die Veräußerung für den Bund dringlich ist und nicht bis zum nächsten 
Haushaltsplan oder Nachtragshaushalt zurückgestellt werden kann. 

5 Auf die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes (§ 63 Abs. 4) 
sind die Nrn. 3 und 4 entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass es sich 
in den Fällen der Nr. 3 bei dem Betrag von 25 000 Euro um einen Jahresbetrag 
handelt. 
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6 Zu Grundstücken vgl. Sonderregelungen zu § 64. 

7 Zu Beteiligungen an privatrechtlichen Unternehmen vgl. Sonderregelungen zu 
§ 65. 

8 Ersatzbeschaffungen von Kraftfahrzeugen dürfen nur vorgenommen werden, 
wenn die Notwendigkeit der Aussonderung des bisherigen Fahrzeugs durch das 
Gutachten einer oder eines kraftfahrtechnischen Sachverständigen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen, in den Bereichen des 
Bundesministeriums des Innern, des Bundesministeriums der Verteidigung und 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung durch das 
Gutachten der oder des jeweils für den Bereich des betreffenden Ministeriums 
zuständigen kraftfahrtechnischen Sachverständigen festgestellt ist. Das 
Bundesministerium der Finanzen kann in besonderen Fällen Ausnahmen 
hiervon zulassen. Die Vorschriften über die Beschaffung, Aussonderung und 
Verwertung von Dienstkraftfahrzeugen werden vom Bundesministerium der 
Finanzen erlassen.“ 

 

23. Die Verwaltungsvorschriften zu § 65 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 65 ( Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen): 

1 Unternehmen, Beteiligung 

1.1 Der Begriff »Unternehmen« im Sinne der §§ 65 ff. setzt grundsätzlich weder 
eine eigene Rechtspersönlichkeit voraus (schließt z.B. auch Gesellschaften des 
bürgerlichen Rechts ein) noch einen gewerblichen oder sonstigen 
wirtschaftlichen Betrieb. Vereine, Genossenschaften und Stiftungen fallen nur 
dann unter den Begriff des Unternehmens, wenn ein gewerblicher oder 
sonstiger wirtschaftlicher Betrieb vorliegt. 

1.2   Unter Beteiligung ist jede kapitalmäßige, mitgliedschaftliche und ähnliche 
(Stiftung)  Beteiligung zu verstehen, die eine Dauerbeziehung zu dem 
Unternehmen begründen soll. Ein Mindestanteil ist dafür nicht Voraussetzung. 

2 Einwilligungsbedürftige Geschäfte 

2.1 Zu den nach § 65 Abs. 2 einwilligungsbedürftigen Geschäften bei 
unmittelbaren Beteiligungen gehören u.a. 

2.1.1 die Gründung einschließlich Mitgründung von Unternehmen, 

2.1.2 die Ausübung von Bezugsrechten und der Verzicht auf die Ausübung von 
solchen Rechten, 

2.1.3 die Auflösung eines Unternehmens, 
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2.1.4 der Abschluss, die wesentliche Änderung und die Beendigung von 
Beherrschungsverträgen, 

2.1.5 die Umwandlung, die Verschmelzung, die Änderung der Rechtsform und die 
Einbringung in andere Unternehmen, 

2.1.6 die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln sowie die Kapitalherabsetzung. 

Bei der Veräußerung von Anteilen sind im Übrigen die Bestimmungen des 
§ 63 Abs. 2 bis 4 anzuwenden. 

2.2 § 65 Abs. 3 erfasst die Fälle, in denen der Bund unmittelbar oder mittelbar in 
jeder Stufe mit Mehrheit an einem Unternehmen beteiligt ist und dieses 
Unternehmen eine Beteiligung von mehr als dem vierten Teil der Anteile eines 
anderen Unternehmens erwirbt, eine solche Beteiligung auf mehr als den 
vierten Teil der Anteile erhöht oder sie ganz oder zum Teil veräußert. Eine 
Mehrheitsbeteiligung des Bundes liegt auch vor, wenn der Bund, 
Mehrheitsbeteiligungen des Bundes und bundesunmittelbare juristische 
Personen des öffentlichen Rechts zusammen mehr als 50 vom Hundert des 
Grund- bzw. Stammkapitals halten. Die in Nr. 1.1 Satz 2 genannten 
juristischen Personen werden unabhängig von ihrer Einordnung als 
Unternehmen wie Mehrheitsbeteiligungen behandelt, wenn der Bund einen 
beherrschenden Einfluss ausübt. Im Übrigen ist Nr. 2.1 entsprechend 
anzuwenden. 

2.3 Das zuständige Bundesministerium hat das Bundesministerium der Finanzen 
an seinen Erörterungen mit Unternehmen über Maßnahmen nach § 65 Abs. 3 
zu beteiligen, sofern es sich nicht um Fragen von untergeordneter Bedeutung 
handelt. 

2.4  Das für das Bundesvermögen zuständige Bundesministerium im Sinne des § 65 
ist das Bundesministerium der Finanzen. 

3 Mitglieder der Aufsichtsorgane 

Die auf Veranlassung des Bundes gewählten oder von ihm entsandten 
Mitglieder der Aufsichtsorgane der Unternehmen sollen sich vor wichtigen 
Entscheidungen des Aufsichtsrats grundsätzlich über eine einheitliche 
Auffassung verständigen. 

4 Einwilligung des Bundestages und des Bundesrates 

4.1 § 65 Abs. 7 gilt für die Veräußerung einer unmittelbaren Beteiligung des 
Bundes. Er gilt auch für die Veräußerung an ein Unternehmen, an dem der 
Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Eine Veräußerung ist auch die 
Einbringung in ein Unternehmen. 
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Veräußerung wird vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Bundesministerium gestellt.“ 

 

24. Die Verwaltungsvorschriften zu § 68 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 68 (Zuständigkeitsregelungen): 

1 Das zuständige Bundesministerium soll von den Befugnissen nach § 53 HGrG 
Gebrauch machen. 

2 Das zuständige Bundesministerium soll im Interesse einer vollständigen, 
einheitlichen und vergleichbaren Prüfung und Berichterstattung darauf 
hinwirken, dass die Unternehmen, die der Prüfung nach § 53 Abs. 1 HGrG 
unterliegen, die in der Anlage enthaltenen »Grundsätze für die Prüfung von 
Unternehmen nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz« den Abschlussprüferinnen 
bzw. Abschlussprüfern zur Verfügung stellen. 

3 Das Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof über die Wahl oder 
Bestellung der Prüferin bzw. des Prüfers nach § 53 Abs. 1 HGrG ist vor der 
Abgabe der Erklärung in den zuständigen Unternehmensorganen 
herbeizuführen. 

4  Das für das Bundesvermögen zuständige  Bundesministerium im Sinne des 
§ 68 ist das Bundesministerium der Finanzen.“ 

 

25. Die Verwaltungsvorschriften zu § 105 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 105 (Grundsatz): 

Stellt der Bund einer bundesunmittelbaren juristischen Person des öffentlichen Rechts 
zur Durchführung der ihr übertragenen Aufgaben Mittel zur Verfügung, so ist 
Folgendes zu beachten: 

1 Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für eine bundesunmittelbare 
juristische Person des öffentlichen Rechts dürfen im Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans erst veranschlagt werden, wenn dem zuständigen 
Bundesministerium der Entwurf des Haushaltsplans (§ 106) oder des 
Wirtschaftsplans (§ 110) einschließlich des Stellenplans vorliegt. 

2 Der im Rahmen des § 108 Satz 1 genehmigte Stellenplan für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist hinsichtlich der Zahl der für die 
einzelnen Entgeltgruppen angegebenen Stellen für verbindlich zu erklären; 
Abweichungen bedürfen der Einwilligung des zuständigen 
Bundesministeriums. 
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Person, die zu einer Erhöhung der vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel 
im laufenden Haushaltsjahr führen können, dürfen nur eingegangen werden, 
wenn das zuständige Bundesministerium eingewilligt hat. Entsprechendes gilt 
für Maßnahmen, die zu zusätzlichen Verpflichtungen in künftigen 
Haushaltsjahren führen können. Die VV zu den §§ 37 und 38 finden 
Anwendung. 

4 Das zuständige Bundesministerium hat die Verwendung der vom Bund zur 
Verfügung gestellten Mittel zur Durchführung der Aufgaben der juristischen 
Personen sicherzustellen. Es kann dazu Bedingungen oder Auflagen für die 
Mittelverwendung festsetzen. 

5 Das zuständige Bundesministerium hat im Rahmen der Entlastung nach § 109 
Abs. 3 an Hand der aufzustellenden Rechnung die Verwendung der vom Bund 
zur Verfügung gestellten Mittel zu prüfen. Entsprechendes gilt für die nach 
§ 110 Satz 2 aufzustellenden Unterlagen.“ 

 

26. Die Verwaltungsvorschriften zu § 119 BHO werden wie folgt gefasst: 
„Zu § 119 (In-Kraft-Treten): 

1 Übergangsregelungen 

1.1 Weiter anzuwenden ist die Buchführungs- und Rechnungslegungsordnung für 
das Vermögen und die Schulden des Bundes vom 16. März 1953 (MinBlFin 
S. 166) in der derzeit geltenden Fassung mit den dazu ergangenen 
Zusatzregelungen. 

1.2 Soweit in weiter anzuwendenden Vorschriften auf nach § 119 Abs. 2 BHO 
außer Kraft getretene Vorschriften Bezug genommen wird, treten an ihre Stelle 
die Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung. 

2 Andere oberste Bundesbehörden 

Soweit in der Bundeshaushaltsordnung oder in Verwaltungsvorschriften zur 
Bundeshaushaltsordnung die Bundesministerien genannt sind, gelten diese 
Regelungen auch für andere oberste Bundesbehörden.“ 
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II. 

 

Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 

 

Berlin, 24. September 2012 

II A 3 - H 1005/07/0002 - 

 

Bundesministerium der Finanzen  

Im Auftrag 

 

 

Peter Mießen 

 


